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Für die Monate Mai nnd Juni werden Abonne-
ments auf die

T wHalliſche Zeitung
um Preiſe von 2 Markfür Halle von der Expedition,
ben bekannten t t und den Zeitungs-
ſpediteuren, für Auswärts von ſämmtlichen Kaiſerl.
Poſtanſtalten entgegengenommen. Neu hinzutretenden
Abonnenten liefern wir ſchon von jetzt ab die Zeitung.
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Halle, den 28. April.
Politiſche Mittheilungen.

rs. Berlin, 27. April. Die parlamentariſchen
Arbeiten, ſoweit es ſich um e e handelte,
begannen heute in den Häuſern des preußiſchen Landta-
ges um 12 Uhr, im Reichstage um 2 Uhr. Ueberall
hatten vorher zahlreiche Kommiſſionen getagt.

Jm preußiſchen Herrenhauſe kam es bei der Beſchluß-
faſſung über die Artikel 24 und 25 des Kreisordnungs-
Entwurfes für die Rheinlande zu einer namentlichen Ab-
ſtimmung. durch deren Ergebnis das Geſetz, wie es aus den
Berathungen des Abgeordnetenhauſes hervorgegangen war, mit
51 Stimmen gegen 29, die für die Faſſung der Herrenhaus-
kommiſſion abgegeben wurden, wiederhergeſtellt ward. Die
weiteren Gegenſtände der Tagesordnung, Bewilligung von
Staatsmitteln zur Beſeitigung der im unteren Weichſelgebiete
durch die Frühjahrshochfluthen herbeigeführten Verheerungen
betreffend und r itionen wurden debattelos nachden Anträgen der Kommiſſionen erledigt. Die nächſte Sitzung
des Herrenhauſes findet Donnerstag um 1 Uhr Mittags

att.t Jm Abgeordnetenhauſe ſtand die dritte Be-
rathung des Geſetzentwurfs, betreffend Abänderungen
der kirchenpolitiſchen Geſetze, als erſter Gegenſtand
auf der Tagesordnung.

Das Haus war äußerſt zahlreich beſucht, auch Fürſt
Bismarck war wieder am Miniſtertiſch erſchienen. Nach

kurzer Generaldiskuſſion, in welcher namens einer Anzahl
von konſervativen Abgeordneten Freiherr v. Minni-
gerode eine Erklärung vorlas, deren Text im parlamen-
tariſchen Bericht wiedergegeben iſt, und nachdem ſodann
in der Spezialberathung ſämmtliche Artikel des Geſetz
entwurfes ohne Debatte gegen die Stimmen der National-
liberalen, zu denen ſich bei Artikel 5 auch einige Konſer-
vative und Freikonſervative geſellten, angenommen waren,
erfolgte über das Geſetz als Ganzes namentliche, Abſtim-
mung, die 243 Stimmen für und 100 Stimmen gegen
das Geſetz, neben 42 Stimmenthaltungen, ergab. Die
kirchenpolitiſche Vorlage iſt alſo endgiltig nach den Be
ſchlüſſen des Herrenhauſes angenommen.

Von konſervativen Abgeordneten ſtimmten
gegen das Geſetz: v. Below-Saleske, v. Buſſe (Bit-
terfeld), Dr. Kropatſcheckh, Lamprecht, v. Rauch-
haupt, Schröder (Memel) und Stöcker. Der Stimm-
abgabe enthielten ſich: Bohtz, Graf zu Limburg-
Stirum, Meyer zu Selhauſen, Frhr. v. Minnigerode,
Graf Noſtitz, v. Quaſt und Südmeyer.

Nachdem dieſer wichtigſte Gegenſtand der Tagesord-
nung und einer der bedeutendſten der ganzen Seſſion er-
ledigt, gelangten Nr. 2 und 3 in dritter Berathung
debattelos zur Annahme. Es waren dies der Geſetzent-
wurf über die evangeliſche Kirchengemeinde- und
Synodalordnung und der Geſetzentwurf über Auf-

hebung des alten Frankfurter Geſetzes, Laſtfuhrwerke be
treffend.

Den letzten Gegenſtand der Tagesordnung des Ab-
geordnetenhauſes bildete die zweite Berathung des Geſetz
entwurfs, betreffend die Gewährung einer ſtaatlichen Sub
vention an die Provinzialhülfskaſſe für die Rheinprovinz
behufs Hebung des Grundkredits. Der vorgerückten
Stunde wegen mußte die ſich bei dieſer Gelegenheit ent-
wickelnde Debatte, in welche im Intereſſe der nothleiden
den Landwirthſchaft auch von konſervativer Seite energiſch
eingegriffen wurde, abgebrochen und auf morgen, Donners-
tag, 12 Uhr, vertagt werden.

Jm Reichstage hatte unterdeſſen um 2 Uhr gleich
falls die Plenarſitzung begonnen. Das Seminar für

„orientaliſche Sprachen wurde, ſelbſtverſtändlich wie-
er unter dem nachgerade erheiternd wirkenden Wider-

pruch der Freiſinnigen, welche, wenn ſie auch nicht mehr
S hemmend in die Staatsmaſchine einzugreifen vermögen,
ſich doch ſtets nörgelnd und verneinend allen Re ierungs-

Vorlagen gegenüber verhalten, in zweiter Leſung bewilligt.
Darauf trat das Haus in die Wahlprüfungsarbeiten.

Weerbei entwickelte ſich zu wiederholten Malen eine heftige
Polemik rn den Sozialdemokraten und dem Bericht

erſtatter der Kommiſſion, dem konſervativen Abgeordneten
v. Köller-Cammin, auf deſſen Seite ſich faſt das ge
ſammte übrige Haus, deſſen äußerſte Linke natürlich aus
rn ſtellte. Die Freiſinnigen hatten hierbei den

chmerz, die Wahl ihres Führers Richter wenigſtens
vorläufig noch beanſtandet zu ſehen. Die Sozialdemo-
kraten ſprachen hierbei ſelbſtverſtändlich wieder vielfach
zum Fenſter hinaus und ihr Obmann, Herr Singer,
nußte es ſich gefallen laſſen, daß Herr von Köller ihm
nter dem Beifall des geſammten Hauſes nachwies,

daß er,

vorausſichtlich

Halle, Freitag, 29. April 1887.
(Ausgegeben am 28 April Vormittags.)

Singer, wieder einmal in dem, was er heute
eſagt habe, direkt zur gewaltſamen Revolution aufge53 hätte.

Der wichtigſte Streitpunkt in der kirchen-
politiſchen Vorlage iſt ohne Zweifel Artikel 5, welcher
von der Zurückberufung der katholiſchen Orden handelt.
Bei dieſer Gelegenheit iſt das evangeliſche Bewußtſein
durch die Vertreter unſerer Provinz Sachſen, als die
Wiege der Reformation lebhafter zum Ausdruck ge-
kommen. Obgleich wir die Abſtimmung ſchon mitgetheilt
haben wiederholen wir deshalb: Es haben gegen
die Regierungsvorlage, alſo gegen die Rückberufung der
Orden geſtimmt: von Rauchhaupt (Delitzſch-Bitterfeld),
Dr. Arendt Mansfelder See und Gebirgskreis), Weidlich
(Merſeburg Querfurt), Barth Weißenfels Naumburg),
Schmidt (Sangerhauſen). Es enthielten ſich der Abſtimm-
ung Dr. Huyſſen, v. Douglas, Stengel u. A. Dr. Alex.
Meyer, im Abgeordnetenhaus Vertreter für Breslau,
ſtimmte für Rückberufung der katholiſchen Orden!

Dem Abgeordnetenhauſe werden noch der Nachtrags-
etat und der Vertrag mit Waldeck zugehen. Der in eini-

en Tagen zu erwartende Nachtragsetat ſteht natürlich in ur-
ächlichem Zuſammenhange mit dem zur Zeit vorliegenden

Nachtragsetat. Die dort vorgeſehene Erhöhung der Matrikular-
umlagen bedingt ein Steigeu der Beiträge Preußen zur Reichs
kaſſe um rund 60 Prozent des Mehrbedarfs im Reiche. Die
Höhe des letzteren ſteht zwar noch nicht unbedingt feſt, ſo lange
der Nachtragsetat im Reiche nicht endgiltig feſtgeſtellt iſt. Ab-
geſehen davon aber, daß die bezüglichen Anſätze des Nachtrags-
etats im Reiche ſchwerlich erhebliche Aenderungen erfahren wer-
den und überdies die Berathung einen ſchleunigen Abſchluß ver
ſpricht, bedarf es indeſſen weder zur Aufſtellung noch zur Feſt
ſetzung dieſes Theiles des preußiſchen Etats der vorgängigen
Erledigung der Sache im Reiche. Vielmehr werden nach einer
konſtanten Praxis in Preußen die Matrikularbeiträge im Etat
in derjenigen Höhe eingeſetzt, welche im Etatsentwurfe des
Reiches ausgebracht iſt. Wird der preußiſche Etat vor dem
Reichsetat feſtgeſtellt ſo bleibt die anfänglich eingeſtellte Summe
unverändert. Der Minder- oder Mehrbetrag des definitiv feſt
geſtellten Reichsetats kommt alsdann durch Mehr oder Minder-
ausgabe bei der Ueberſicht der Einnahmen und Ausgaben zur
Erſcheinung. Der danach für Preußen berechnete Mehrbedarf
an Matrikularbeiträgen beläuft ſich auf etwa 11 Millionen
Mark. Um dieſen Betrag ſteigt alſo das preußiſche Defizit und
war auf etwa 40 Millionen Mark. Dazu treten noch einige

Bedürfniſſe Preußens in ungleich geringerem Betrage, vör
Allem zur Einrichtung von Jmpfſtatio non

Endlich bietet der Nachtragsetat auch die Möglichkeit, der
Verfaſſungsbeſtimmung, nach welcher alle Einnahmen nnd Aus

aben des Stagtes auf den Etat gebracht werden ſollen, bezüg-
ich der neuverſtaatlichten Bahnen nachzukommen. Es wird dies

nach den Vorgängen früherer Jahre in der
Form geſchehen daß in den Etat ſelbſt nur die Schlußziffer für
jede Bahn eingeſtellt wird, die Details aber in beſonderer Bei-
lage angeſchloſſen ſind.

Die Koſten für die beabſichtigten Vertheilungen dürften da-
gegen in dem Etat nicht erſcheinen.

Der Kaiſer hatte vorgeſtern Nachmittag, von 4
Uhr ab, eine einſtündige Konferenz mit dem Reichskanzler
Fürſten Bismarck. Am geſtrigen Vormittage hörte der
Monarch zunächſt den Vortrag des Ober-Hof- und Haus-
marſchalls Grafen Perponcher, empfing den Herzog von
Ujeſt, und arbeitete Mtttags längere Zeit mit dem Chef
des Zivilkabinets Wirkl. Geh. Rath von Wilmowski.
Nachmittags unternahm der Kaiſer eine Spazier-
fahrt.

Die Ausſchüſſe des Bundesraths haben geſtern die
Berathungen über die Branntweinſteuer- Vorlage
fortgeſetzt. Dem Vernehmen nach iſt die erſte Leſung be
endet und findet eine zweite Leſung ſtatt. Die Vorlage
befindet ſich noch nicht auf der heutigen Tagesordnung
der Plenarſitzung des Bundesraths; es iſt möglich, daß
in dieſer Woche noch eine zweite Plenarſitzung ſtattfindet
behufs Erledigung der Branntweinſteuer.

Zum Fall Schnäbele. Der Pariſer Korreſpondent
der „Times“ beſpricht, allerdings auf Grund franzöſiſcher Nach
richten. den Fall Schnäbele und gelangt dabei zu dem
Schluß, daß es ſehr ſchwierig ſei. ſchon jetzt den wirklichen
Sachverhalt feſtzuſtellen. Als ſicher dürfe man annehmen, daß
der Haftbefehl deutſcherſeits auf Grund ſehr belaſtenden Be-
weismaterials gegen Schnäbele erlaſſen worden ſei. Vielleicht
liege eine Gewaltthätigkeit vor. Es dürfe angenommen wer-
den, daß, falls Schnäbele in Folge einer einem sanf-conduit
gleichkommenden Aufforderung den deutſchen Boden betreten
habe, Deutſchland die Verhaftung nicht gutheißen werde. Die
„B. B. N. ſchreiben dazu: Wir möchten hierzu zunächſt be
merken, daß die in der franzöſiſchen und theilweiſe auch in der
deutſchen Preſſe verbreitete Verſion, als ob Schnäbeles Ver-
haftung von der deutſchen Regierung ausgegangen ſei, nicht zu
trifft. Der Befehl zur Verhaftung iſt vielmehr von
dem zuſtändigen Gericht erlaſſen worden und zwar
auf Grund, wie der „Times“-Korreſpondent richtig bemerkt,
ſehr belaſtenden Beweismaterigls. Die Frage, ob
Schnäbele den deutſchen Boden in Folge der Aufforderung
eines deutſchen Beamten betreten hat, iſt, wie wir hören, noch
nicht aufgeklärt. Erhebungen ſind aber im Gange. Unſeres
Erachtens iſt dieſe Frage allerdings von Bedeutung. Wir
können dem „Times“- Korreſpondenten darin nur beiſtimmen,
daß eine ſolche Aufforderung einem sauf-conduit gleich zu er
achten ſein würde, und daß alſo die Verhaftung Schnäbele's
ſich nicht aufrecht erhalten laſſen würde, wenn er wirklich auf
d einer ſolchen Veranlaſſuung dieſſeitiges Gebiet betreten

ätte.
Dem „Hann. Courier“ geht eine Darſtellung der Ver-

handlungen der Herrenhaus- Kommiſſion zu, welcher
die Anträge v. Kleiſt und Stolberg bezüglich der evange
liſchen Kirche zur Vorberathung überwieſen waren und die
ihre erſte Leſung beendet hat. Der Antrag Kleiſt enthält einen
Geſetzentwurf über die vorznnehmende Umgeſtaltung der Or-
ganiſation der evangeliſchen Kirche und eine Reſolution, in
welcher eine in Summen ausgedrückte höhere Dotirung für
einzelne kirchliche Zweige gefordert wird. Der Antrag Stol-
berg enthält nur eine Reſolution, welche die Staatsregierung
erſucht, der evangeliſchen Kirche zur Ablöſung der Stolgebühren
ſowie zur Heilüng kirchlicher Nothſtände die erforderlichen

179. Jahrgang.

finanziellen Mittel zur Verfügung zu ſtellen. n der
Kommiſſion war Kammergerichtspräſident Oehlſchläger. Der
Antrag Kleiſt J. hat zwar in der Kommiſſion die Mehrheit er
halten, jedoch von einigen Anhängern mit dem ausdrücklichen
Vorbehalt, in der zweiten Leſung gegen denſelben ſtimmen zu
wollen, falls nicht durch eine entſprechende Zſung, der dem
Antrage u Grunde liegende Gedanke klargeſtellt ſein würde.
Antrag II. wurde durch Herrn v. Kleiſt durch Weglaſſung der
eingeſtellten Summen abgeändert. Endlich hat für die zweite
Leſung der Vorſitzende Oehlſchläger einen Antrag eingebracht,
welcher die Staatsregierung um Vorlage eines Geſetzes erſucht,
durch welches der evangeliſchen Kirche die zur Heilung ihrer
Nothſtände und zu einer vollkommenen Erfüllung ihrer Auf-
gaben erforderlichen finanziellen Mittel zur Verfügung geſtellt
werden. Dieſer Antrag ſteht, ſo wird hinzugefügt, auf dem
Boden der Erklärungen, welche Fürſt Bismarck in der kirchen
politiſchen Debatte des Herrenhauſes abgegeben hat.

Die „Germania“ beſchäftigt ſich an der Hand des „Kur.
Pozn.“ mit den bisherigen Fällen des ſtaatlichen Ein
ſpruchs gegen Pfarr-Ernennungen, deren Zahl, dem „Kur.
Pozn.“ zufolge eine ziemlich beträchtliche ſein ſoll. Die „Ger
mania“ fügt zur Feſtſtellung der Sachlage hinzu: „Gemäß der
von Rom erhaltenen Anweiſung ſandte der Herr Erzbiſchof
betreffs der erſten Fälle des ſtaatlichen Einſpruchs Bericht und
Akten nach Rom. Dort aber wurde die Angelegenheit nicht
erledigt, ſondern die Akten gingen dem Herrn Erzbiſchof zu
eigener weiterer Behandlung der Sache mit dem Herrn Ober
präſidenten wieder zu, und als Reſultat wiſſen wir nun in
drei Fällen, daß die ſtrikteſte Durchführung des maigeſetzlichen
Einſpruches erfolgt iſt, d. h. die drei Pfarreien bald mit anderen
Geiſtlichen anſtatt der von der Regierung beanſtandeten beſetzt
worden ſind. Zugleich erfahren wir nun vom „Kur. Pozn.“,
daß, während bisher nur von vier oder fünf Fällen des Ein
ſpruchs die Rede war, die Zahl der Fälle ziemlich beträchtlich
ſein ſoll. Das Blatt führte dann des Weiteren aus, daß alle
päpſtlichen Aktenſtücke ſeit dem Jahre 1880 ein abſolutes Veto,
eine abſolute Wirkung des Einſpruchs nicht anerkennen und
ſucht ferner darzuthun, daß auch nach der Auffaſſung der preu
ßiſchen Regierung, wie ſie in darin mit Rom gewechſelten
Schreiben zum Ausdruck gekommen, weder von einer abſoluten
Wirkung des Einſpruchs noch von ſolchen Einſpruchsgründen
die Rede ſein könne, wie deren einige aus Poſen gemeldet
wurden, denn das päpſtliche Schreiben an den Erzbiſchof von
Köln verſichere ausdrücklich daß die zwiſchen Berlin und Rom
gewechſelten Schreiben beiderſeits im Weſentlichen der durch
den Biſchof Kopp im Herrenhauſe verſuchten Regelung entſprechen.

Die Ernennung eines neuen Münchener Nuntius in
der Perſon des Don Felio Ludwig Ruffo Seillas gilt nach
Münchener Nachrichten als feſtſtehende Thatſache. Ruffo iſt
geboren am 6. April 1840, entſtammt einer alten angeſehenen,
reichbegüterten, der bourboniſchen Dynaſtie treu gebliebenen
Familie neapolitaniſchen Adels und hat ſich ſtets auf die Seel-
ſorge beſchränkt. Er wurde 1877 zum Erzdbiſchof von Chieti er
nannt und wußte durch Takt und Umſicht jedwede Reibungen
mit den Staatsbehörden zu vermeiden. Der Politik iſt er bis
her fern geblieben und auch niemals im diplomatiſchen Dienſt
thätig KrWie das „Poſ. Tagebl. berichtet, beabſichtigt Erzbiſchof
Dinder ſich gleich nach der Konſekration des Weihviſchofs dr.
Likowski nach Karlsbas zu begeben.

Die „Freiſ. Ztg.“ legt Werth darauf, feſtzu
ſtellen, daß die deutſchfreiſinnige Fraktion des Ab-
geordnetenhauſes bei der zweiten Berathung der kirchen
politiſchen Vorlage einſtimmig gegen das Einſpruchs-
recht geſtimmt hat.

Die Organe der „bayeriſchen Zentrumspartei“ veröffent
lichen das am 14. d. Mes. beſchloſſene Programm zu den
bayeriſchen Landtagswahlen. Daſſelbe paßt ſich in kirch-
licher, politiſcher und wirthſchaftlicher Beziehung durchweg den
Tendenzen der Zentrumspartei des Reichstages an.

Die amtliche en r des Ergeb-niſſes der jüngſten Reichstagswahlen liegt jetzt vor.
Wir entnehmen derſelben zunächſt folgende Hauptziffern. Von
9769802 Wahlberechtigten haben bei den erſten Wahlen
7540933 gewählt. Davon entfielen auf die Deutſchconſervativen
1 147400, auf die Reichspartei 736389 auf die Nationalliberalen
1677979, auf die Deutſchfreiſinnigen 973 104, auf das Centrum
1516222 auf die Polen 219973, auf die Sozialdemokraten
763 128, auf die Volkspartei 83818, auf die Welfen 112827, auf
die Dänen 12360, auf die Elſäſſer 233685. Von 100 giltigen
Stimmen ſind auf die Nationalliberalen gef llen 22.77, auf das
Centrum 29.4, auf die Deutſchkonſervativen 15,4, auf die
Deutſchfreiſinnigen 13,1l, auf die Reichspartei 9.9, auf die
Sozialdemokraten 89, auf die Polen 3, auf die Welfen 1,4, auf
die Volkspartei 1,1, auf die Dänen 0.2, auf die Elſäſſer 3.1.

Landtagswahl in Breslau. Bei der anderweiten
Wahl eines Landtags Abgeordneten an Stelle des verſtorbenen
Abgeordneten Dirichlet wurden 850 Stimmen abgegeben. Hier-
von erhielt Rittergutsbeſitzer von Saucken-Julienfelde
(dfrſ.) 447, Kommerzienrath Schöller (fretk.) 403 Stimmen, der
erſtere iſt ſonach gewählt.

Die „Nordd. Allg. Ztg.“ wendet ſich gegen
die Petersburger „Wjedomoſti“, welche die neulichen
Angaben der „Norddeutſchen“ über den Urſprung der
Beſetzung Bosniens und über das damalige Ver-
halten dec ruſſiſchen Politik bezweifelt. Sie ſagt:
Es handelt ſich hier um ruſſiſch öſterreichiſche Verabredungen
ohne Mitwirkung und Wiſſen Deutſchlands, welche ſchon
1876 vereinbart und im Januar 1877 vertragsmäßig
ſanktionirt wurden. Damals bereits ſeien die ſpäter in
Wirkſamkeit geſetzten Abmachungen bezüglich Bosniens
und der Herzegowina zwiſchen Oeſtereich und Rußland
direkt getroffen worden und zwar ohne Mitwirkung und
Wiſſen Deutſchlands. Die Verhandlungen, welche mit
jenem, vom damaligen ruſſiſchen Botſchafter in Wien ge
ſchloſſenen Vertrage endigten, wurden unter der Leitung
und der Verantwortlichkeit Gortſchakow3 und unter directer
Betheiligung namhafter ruſſiſcher Staatsmänner geführt,
welche jetzt das gute Einvernehmen beider Länder dadurch
zu ſtören beſtrebt find, daß ſie vor der öffentlichen
Meinung Rußlands der in dieſer Sache gänzlich unbe
theiligten deutſchen Politik die Verantwortlichkeit für jene
e et aufzubürden ſuchen, die ſie ſelbſt herbeigeführt

aben.
Jn der geſtrigen Sitzung der Kommiſſion el

des Kunſtbutter- Geſetzes wurde beſchloſſen,
die Strafanſetzung der Regierungsvorlage unter Beibe-
haltung der Haftandrohung von 150 .4 auf 1000 .4 (im
Wiederholungsfalle der Uebertretung) zu erhöhen und den



g.

h

Anfangstermin der Giltigkeit des Geſetzes auf den
1. Oktober (anſtatt 1. Juli) anzuſetzen. Die erſte Leſung
des Geſetzentwurfs in der Kommiſſion war hiermit be
endet; in die 2. Berathung wird die Kommiſſion am
Freitag eintreten.

Jn den größeren Städten Württembergs hat
e die Feier des hundertjährigen Geburtstages Ludwig

lands ſtattgefunden; in Stuttgart wohnte die Königin T
mit dem geſammten Hofe der öffentlichen Feier auf dem Markt

bei. Faſt die geſammte deutſche Preſſe widmet dem Ge
enken des Gefeierten ehrende Betrachtungen.

Oeſterreich-Ungarn. Der Kaiſer verlieh ferner
den Orden des Goldenen Vlieſſes dem Präſidenten des
ungariſchen Oberhauſes Sennyey und dem Feldmarſchall
lieutenant Fürſten Windiſchgrätz. Sämmtliche
Blätter erblicken in der Verleihung des Ordens des
Goldenen Vlieſſes an den Grafen Kalnoky den Aus
druck der Uebereinſtimmung des Kaiſers mit der von
Kalnoky befolgten Friedenspolitik, hinſichtlich deren
alle Völker der Monarchie mit ihm eines Sinnes ſeien.

Belgien. Die große Arbeitskommiſſion begann
geſtern nach langer Pauſe wieder ihre Berathungen. Sie
verwarf den Vorſchlag des Sociologen Hector Denis,
föderirte Provinzialvereine für Erbauung von Arbeiter-
wohnungen zu ſchaffen, und nahm die Vorſchläge der
Sektion an, welche die PrivatJnitiative für ſolche Unter
nehmungen empfehlen und dieſes durch Steuerbefreiungen
begünſtigen.

Die geſammte belgiſche Preſſe ſtellt ſich
nunmehr, nachdem ſie ſich vorerſt reſervirt verhalten hatte,
ohne Ausnahme bezüglich der Affäre Schnäbele auf
die Seite Frankreichs. „Etoile“ erblickt in dieſer
Affäre ein Manöver Bismarcks, welcher den Zwiſchenfall
hervorgerufen, um unter dem Eindruck der neuen Kriegs-
furcht ſeine Militärforderung durchzubringen. Die „Jn
dependance Belge“ fordert Frankreich auf, Repreſſalien
zu üben und die zahlloſen Deutſchen, von welchen Paris
wimmelt, ebenſo zu behandeln, wie Preußen die in Elſaß-
Lothringen anſäſſigen Franzoſen behandelt. Die radikalen
Blätter führen natürlich die heftigſte Sprache gegen
Deutſchland.

Rußland. Wie der Herold“ wiſſen will, gehe das Finanz-
miniſterium mit der Abſicht um, Maßnahmen zur Hebung
der ruſſiſchen Valuta zu treffen. Darnach ſollten die Zoll
ämter einen gewiſſen Theil der Zölle anſtatt in Gold in Kredit-
billeten zu einem vom Finanzminiſter feſtzuſetzenden Kurſe an
nehmen. Sämmtliche auf ausländiſchen Börſen zirkulirende
ruſſiſche Kreditbillets ſollten für Rechnung der ruſſiſchen Re

ierung durch Ankauf dem Markte entzogen und gleichzeitig
olle die Maſſenausfuhr von Kreditbillets ins Ausland unter

ſagt werden. Nur Reiſende ſollten kleine Beträge in Noten ins
Ausland mitnehmen dürfen. Das Finanzminiſterium beabſichtige
ferner, ſämmtliche durch die Spekulation auf den Berliver
Markt geworfenen ruſſiſchen Noten auf Lieferung aufzunehmen
und deren Lieferung in natura zu verlangen. Das Miniſterium
werde in den Hauptſtädten Europas Zahlſtellen einrichten, an
denen Reiſende ihre Kreditbillets zu dem Courſe wechſeln
könnten, zu welchem die ruſſiſchen Zollämter die Kreditbillets
annähmen.

Jn Petersburg 7 am 27. im Gebäude des Be
a re woſelbſt auch die früheren Nihiliſtenprozeſſe ſtatt
anden, der Prozeß gegen die Attentäter vom 13. März

d. J. vor dem Senatsgericht unter Hinzuziehung von Vertretern
der Stände. An dem beabſichtigten Attentat waren betheiligt
reſp. kompromittirt 28 Perſonen, welche die Polizei kennt; jedoch
gelang es 13 derſelben, ihrer Arretirung durch die Flucht zuvor
zukommen. Auf der Anklagebank konnten ſomit nur 15 erſchei
nen, von denen 12 Männer, durchweg jung, zwiſchen 20 und 26
Jahren (9 derſelben noch Studenten) und 3 Weiber, davon iſt
die älteſte, die 36jährige Hebeamme aus Pargolag, die Jnhaberin
der Bombenwerkſtätte. Die beiden Anderen ſind imnge Frauen
d eine davon iſt ebenfalls Hebeamme. Von den Bom-
benträgern, den Studenten Generaloff, Stepanoff und Andre-
ewski ſind zwei kubanſche Koſaken, einer ein Sibirier aus
omsk. Drei der Angeklagten ſind Polen, und zwar Pilzuski

und Lukoſchewitſch, polniſche Edelleute aus Wilna, ein dritter,
Apothekergehülfe, ebenfalls von dort. Alle Angeklagte ſind
ruſſiſche Unterthanen, die Mehrzahl der orthodoxen Religion
ger Die eigentlichen Anſtifter des Attentats ſollen Polen
und der ganze Plan von Wilna aus geleitet ſein. Unter den
Vertheidigern befinden ſich verſchiedene hervorragende Advokaten:
ſo Turſchaninow, Gerke 2c. Die meiſten derſelben haben noch
nicht in den älteren nihiliſtiſchen Prozeſſen fungirt. Der An
kläger Staatsprokurator Nekludow dürfte, dem B. T. zufolge,
für Alle Todesſtrafe beantragen müſſen, doch glaubt man an
Umwandlung derſelben bei den meiſten Angeklagten in Zwangs
arbeit in Sibirien. Der Prozeß wird vorausſichtlich bis Sonn
abend andauern. Er findet bei verſchloſſenen Thüren ſtatt.

Rumänien. Wegen Beleidigung des Königs, be
gern durch einen Artikel der hieſigen Zeitung „Lupta“, wurde

er Direktor des Blattes, Panu, vom Gerichtshofe heute zu
einer Gefängnißſtrafe von 2 Jahren und einer Geldſtrafe von
5000 Fres. verurtheilt.

Ludwig Uhland.
(Schluß).

III.
Politik und Poeſie vertragen ſich zumeiſt nicht, und

auch früher galt, was man einem Dichter unſerer Tage
vorgeworfen

„Der gold'nen Dichterfreiheit Pforten
Entſtiegſt als Knecht Du der Partei.“

Ein Kaiſerherold, wie Geibel geweſen, war Uhland
freilich nicht, aber auch kein Herwegh. Er hatte alle
Tugenden, die man an dem landläufigen Demokraten ver
mißt: Er war kirchlich fromm, hatte eine ſtarke Liebe zum
Vaterlande und eine ausgeprägte Neigung für die Monarchie. Es iſt eine ſelſane Jronie, daß ein ſolcher

Mann in Oppoſition trat gegen einen König, der ſeinemLande eine liberale Verfafſng aufdrängen wollte. Wil-

W I. von Württemberg war ein Tyrann, aber ein heller
opf und ſah nach dem Sturz Napoleons voraus, was

ſpäter geſchah; daher kam er der neuen Zeit mit einer
überaus freiſinnigen Verfaſſung entgegen, die viele alte
Mißſtände abſchaffte. Aber die biedern Schwaben wollten
ihr altes „gutes“ Recht behalten, das ein recht ſchlechtes
war, und Uhland war einer der ſtarrſinnigſten, die darauf
beſtanden. Man leſe einmal in Bezug darauf ſeine „vater-
t Gedichte. Da meinen nun die Leute, die ein
mal die berühmten Worte vom „alten guten Recht, das
nicht zertreten werden darf“ aus der Rauſchebartdichtung
gehört haben, der Uhland wäre ein rechter Demokrat ge-
weſen. Unſinn, ein rechter ſchwäbiſcher Starrkopf, ein
echter Patriot, aber ein ſchlechter Politiker. Dieſe Eigen-
ſchaften hat er mit vielen braven Süddeutſchen getheilt,
denen ein deutſches Reich mit einem Preußenkönig an der
Spitze als ein Unding erſchien; nun's da iſt, freuen ſie

Preußiſcher Landtag.
Abgeordnetenhaus

41. Plenarſitzung. Haus und Tribünen ſind mäßig beſetzt.
Am Regierungstiſch: Cultusminiſter De v. Goßler und

die Geh. Räthe de la Croix, Raffel und Braunbehrens;
ſpäter Miniſter v. Puttkamer.

Präſ. v. Köller eröffnet die Sitzung um 11 Uhr 15 Min.
mit geſchäftlichen Mittheilungen.

Dritte Berathung des Geſetzentwurfs, betr, die
Feſtſtellung von Anforderungen für Volksſchulen.

Abg. v. MeyerArnswalde: M. H,, geſtatten Sie mir
noch eine kleine Ergänzung deſſen, was ich neulich geſagt habe.
Mein Widerſpruch gegen das Geſetz wird zwar hoffnungslos
ſein, indeſſen iſt es mir doch wohl geſtattet, mein Gewiſſen zu
wahren und meine Sentiments los zu werden. Jch nehme an,
daß die Staatsre r wenigſtens den jetzigen finanziellen
Zuſtand der Schulen erhalten will; vielleicht will ſie ihn ſogar
verbeſſern durch das neue Geſetz. Die veränderte Verwaltung
muß aber nothwendigerweiſe die Höhe des Staatszuſchuſſes. der
jetzt gegeben wird, auch verändern und wahrſcheinlich nicht zu
Gunſten der Staatskaſſe. Sie wird gewiß mehr geben müſſen.
Jch möchte daher den Herrn Miniſter fragen, wie ſich die
ſtellen wird. Jch denke, er wird von Hauſe aus ſich ſelber
anreden müſſen: Thue Geld in Deinen Beutel! und zwar
gewiß nicht wenig. Die Freunde des Entwurfs werden ihn
aber zweifelsohne dabei unterſtützen. Jch nehme an, er muß
ſich doch einen Ueberſchlag der Koſten gema*t haben, wird auch
dazu die Zuſtimmung des Herrn Finanzminiſters erhalten haben.
Er wird uns vielleicht darüber Auskunft geben. Sollte das
aber nicht der Fall ſein, ſo wird meines Erachtens die ganze
Schulverwaltung ſchlimm in Frage geſtellt. Das Geld iſt ja
nicht ſchwer zu beſchaffen. Jch komme da wieder auf mein
geterum censeo, auf die lex Huene. Jch nehme an, ſelbſt das
Centrum wird bereit ſein. dieſe lex aufzuheben; denn der An
ſchlag, den es ſich damals gemacht hat, iſt lange nicht erfüllt
worden. Die Herren haben auf 20 Millionen jährlich gerechnet,
es ſind aber lumpige 4 oder 6 Millionen zur Dispoſition ge
ſtellt. Sie ſehen alſo, m. H., daß Sie Jhr Votum für die Zölle
damals doch eigentlich für ein Linſengericht hingegeben haben.
Jch bitte alſo den Herrn Miniſter, uns mitzutheilen, welche
Summe er ungefähr in waximo J die Staatskaſſe wird über
nehmen müſſen in Folge dieſes Geſetzes. Dann möchte ich mir
noch eine Antwort an einzelne der Sprbrten Herren Redner in
der ten Leſung erlauben. Zunächſt an Herrn v. Tiedemann.
Er ſagte: bei den Provinzialregierungen griffe in der Behand
lung der Geſchäfte eine immer größere Einſeitigkeit Platz, na
mentlich in der Schulabtheilung, bei der Selbſtregierung würde
das weniger der Fall ſein. M. H. ich möchte glauben, daß er
ſich irrte. d meine doch, wenn Curie bei den Regierun

en wirklich vorkommt, ſo ſind ja die Regierungspräſidenten
W da, eine Remedur eintreten zu laſſen und auf die

habe ich das größte Vertrauen; wozu wären ſie ſonſt da?
Auch Herr v. Rauchhaupt hat ſich auf Herrn v. Tiedemann be-
rufen, in gleicher Weiſe, und über die Einſeitigkeit der Re
en eklagt. Jch möchte da nun nochmals für die Bureau
ratie eine Lanze brechen. Jch beſinde mich dabei freilich einiger

maßen in ſonderbarer Lage; denn ſo lange ich Landrath in Dienſt
geweſen bin, 38Jahre, iſt es mein Geſchäft geweſen, zu kämpfen
gegen das, was man Geheimrathsweisheit zu nennen pflegt. Jch
möchte aber doch aus meiner Vergangenheit, die inzwiſchen hinter
mir jaklaftertiefverſunkeniſt, ein offenes Geſtändniß ablegen Anden
Fehlern, welche die Bureaukratie oben macht, alſo beiden Provinzial
a 3 en, ſind garnicht ſelten die Landräthe unten ſchuld.
Jch bin ſehr oft im Gefecht mit der Regierung geweſen, bin
auch namentlich in den erſten Jahren meines Dienſtes gelegent-
lich abgewieſen worden mit meinen Anträgen. Wenn ich aber
dann eine objective Selbſtkritik nachträglich angewandt habe,
ſo habe ich mir immer ſagen müſſen, daß ich ſelbſt daran ſchuld
war. Wenn man vollſtändig berichtet und nicht von dem De
cernenten bei der Regierung ne daß er allerhand Dinge,
die ich weiß, zwiſchen den Zeilen leſen ſoll, und wenn man
außerdem nicht gereizt berichtet, ſondern wie ein höflicher Mann,
dann, habe ich ſtets gefunden, konnte man immer auf gute Er-
folge rechnen. Jch habe in den erſten 10 Jahren wohl nichtimmer in der Weiſe berichtet; namentlich habe ich keine be
ſondere Neigung gehabt zu dem, was der Berliner „faule
Redensarten“ nennt. (Heiterkeit.) Das habe ich mir ſpäter
abgewöhnt; und wenn ich dann einen ſolchen Bericht zu machen
hatte, über deſſen Gegenſtand ich mich ärgern mußte, dann ließ
ich allerdings in dem Berichte meiner Neigung zu faulen
Redensarten zuerſt freien Lauf. Jch ließ ihn aber 8 Tage
liegen und corrigirte ihn dann nochmals durch. Dabei habe
ich immer gefunden, daß der Bericht in der Form milder,

leichzeitig in der Sache aber bedeutend ſchärfer wurde. Jch
ann ſagen, daß ich aus den letzten 20- 30 Jahren meines

Dienſtes mich kaum auf einen Fall beſinnen kann, wo ich einen
billigen Anſpruch bei der Regierung nicht durchgeſetzt habe.
(Hört! Hört!) Dann möchte ich Herrn v. Rauchhaupt noch
eine kleine Erwiderung zu Theil werden laſſen. Er hat mir
vorgeworfen, ich hätte wieder einmal eine Philippika gegen die
Selbſtregierung gehalten, wie er ſie ſchon öfter von mir gehört
hätte. Ja, meine Herren, ich fürchte, er könnte ſie vielleicht
auch noch öfter hören. Jch habe gefunden, daß man mit guten
Gründen mit einem Male hier im Parlament faſt nie durch
dringt. Es gehört immer dazu, daß man öfter davon ſpricht,
alſo ſich wiederholt. Wenn ich nicht ſehr irre, iſt auch Herr
v. Rauchhaupt wohl dieſer Meinung. Jch habe auch ſchon öfter

Durch ein Verſehen der Druckerei der Parlamentsbei
z war auf einer größeren Anzahl der geſtrigen Beilagen die
A er Pretrn itzung nicht aufgenommen Für die Leſer,
v cheiſee noch nicht erhalten, theilen wir ſie im Vorſtehen-

en mit.

ſich doch darüber, und Uhland, der in der „Schlacht bei
Reutlingen“ um die Leiche eines Zollerngrafen einen
lichten Kranz des Ruhmes“ ſchweben ſieht, er hätte dem
Zollernkaiſer den Lorbeerkranz mit auf die Stirn ge
drückt. Denn deutſch war ſein Weſen und deutſch iſt
ſein Lied. Es iſt kein Zufall, daß ſich ſchon der Jüng
ling dem Studium der deutſchen Poeſie zuwandte. Was
man nicht im Herzen trägt, dazu fühlt man ſich nicht hin
gezogen. Als er im Jahre 1804 zum erſten Mal das
Waltharilied in r “7 bekam, traf es ihn mit zünden
dem Blitzſtrahl. „Das hat in mich eingeſchlagen,“ ſagte
er, „was die klaſſiſchen Dichtwerke trotz eines eifrigen
Leſens mir nicht geben konnten, weil ſie mir zu klar, zu
ertig daſtunden, was ich an der neuern Poeſie mit all

ihrem rhetoriſchen Schmucke vermißte, das fand ich hier;
friſche Bilder und Geſtalten mit einem tiefen Hintergrunde,
der die Phantaſie beſchäftigte und anſprach.“ Und als
Siebziger äußerte er ſeiner Gattin gegenüber: „Der Lite-
ratur und der Geſchichte des deutſchen Volkes galt mein
Studium von meiner frühen Jugend an. Meine eigenen
Gedichte ſind in der Liebe g ihm gewurzelt, und nur als
einen Theil der deutſchen Litteratur möchte ich ſie ange
ſehen wiſſen.“ Keiner hat vor und nach ihm wie er das
Weſen der deutſchen Volksdichtung erforſcht und erkanntund vor allem betont, daß ihre den etsef ſei der
lebendige Sinn, womit überall die umgebende Natur in
Theilnahme gezogen iſt die ſchönſten unſerer Volks
lieder ſind die, worin die Gedanken und Gefühle ſich mit
den Naturbildern innig verſchmelzen.“ Das alſo iſt nach
Uhland das Wahrzeichen der echten Volkspoeſie, das aber
auch iſt das Charakteriſtiſche ſeiner eigenen Dichtungen.
Er belauſcht Volk und Natur an der Triebſtätte ihres
Wirkens, er beſingt den werdenden Frühling und die auf-
keimende Liebe; der Burſche, der in die Fremde zieht, iſt

von ihm gehört, daß er ſich wiederholt hat Neuigkeiten hat
er uns keineswegs immer erzählt.

g. Graf Hue de Grais: Wir haben das vollſte Ver
trauen zu den Selbſtverwaltungsorganen, daß ſie ihren Func
tionen mit Umſicht nachkommen werden. Bei der früheren Be
handlung der Materie kamen, in Folge der zu großen Freiheit,
die die Schulbehörden beſaßen, Mißgriffe vor; das wird jetzt
wegfallen. Wir müſſen an einem beſtimmten Plan für das
Schulweſen feſthalten und den Selbſtverwaltungskörpern kürzere
Schranken ſtecken daß ſie nicht in entgegengeſetztem Sinne, wie
früher die Schulbehörden, auf Abwege gerathen. Jn dieſem
Sinne und in dieſer Hoffnung ſtimmen wir für die Vorlage

Miniſter Dr. v. Goßler: M. Jch möchte durch eine
Darlegung desjenigen Verfahrens, welches nach den Jntentionen
der Vorlage an die Stelle des bisherigen Verfahrens bei der
Feſtſtellung von Schulleiſtungen treten ſoll, den Verſuch machen.
die Urtheile über die Vorlage zu klären, und einige der laut
gewordenen Bedenken zu zerſtreuen. Nach der Vorlage werden

wei Haupttheile z1 unterſcheiden ſein. nämlich das eigentliche
chulweſen und die Schulbauten. Die Function des Kreis

ausſchuſſes tritt nur ein bei einer Anzahl von Beſchlüſſen
über das eigentliche Schulweſen, er wirkt mit bei den Er

des Schuletats und dergleichen; freilich kann er
ier bei Erhöhungen, welche die Regierung fordert. eine

Schranke werden, aber, meine Herren, ich habe das ſchon im
Herrenhauſe ausgeführt, es iſt ſehr ſchwer, unſer Schulweſen
in ſeiner e Entwickelung zurückhalten zu wollen. Aber
es ſoll durch dieſe Mitwirkung des Kreisausſchuſſes ein Riegel
vorgeſchoben werden gegen einſeitige und zu weit gehende An-
ſprüche. Nun fragt es ſich, wie das Verfahren in dem letzteren
Falle geregelt wird, und da bin ich nun in der a die hierlaut gewordenen Bedenken zu zerſtreuen. Jn den Rechten des
Miniſters eine Anordnung zu treffen und durchzuführen, wird
durch die Vorlage nichts geändert. Die Regierung iſt berechtigt
und verpflichtet, alle Anordnungen zu treffen. welche ihr für
das Wohl des Volksſchulweſens nöthig erſcheinen. Jn der
Ausführung dieſer Anordnungen können nun allerdings Hem
mungen eintreten, nicht aber principielle Aenderungen. Die
Regierung bleibt immer in der Lage, ihre Anordnungen durch
zuſetzen. Sind die Mittel bei der betreffenden Gemeinde nicht
vorhanden, dann hat die Regierung zu prüfen, wie die Pflich-
tigen heranzuziehen ſind und wie die Mittel aufgebracht werden
können. Jſt das unter Mitwirkung des Landrathes und des
KreisSchulinſpectors geſchehen, ſo hat die Regierung einen
Jernr chen. Titel, wenn der Kreisausſchuß ebenfalls die
Nothwendigkeit der geforderten Mittel feſtgeſtellt hat. Jſt dies
nicht der Fall, ſo hat die Regierung die Pflicht weiterer Er
wägungen. Gewöhnlich werden da zwei Momente zu berück-
ſichtigen ſein, die Leiſtungsunfähigkeit der Gemeinden, das Be
dürfniß für die getroffene Anordnung. Bei der Frage des
Bedürfniſſes muß berückſichtigt werden, daß die Gemein
den ſehr gern auf Staats Unterſtützung ſpeculiren und
dieſer Jagd auf den Beutel des Staates muß möglichſt
entgegen getreten werden. Es tritt hier die Frage ein,
ob die Verwendung der Mittel aus der lex Huene
zweckmäßig erſcheint. Es iſt nicht zweifelhaft, daß die Gemeina
den berechtigt ſind, ſolche Aufwendungen aus der lex Huene zu
machen. Nun iſt ja die Gefahr möglich, daß die Kreisausſchüſſe
die Grenzen überſchreiten, welche zur Aufrechterhaltung unſeres
Volksſchulweſens nöthig ſind. Sollten die Erfahrungen auf
dieſem Gebiete zu r der Kreisausſchüſſe ausfallen
dann bliebe immer der Weg offen, durch die Geſetzgebung das
Maß der Leiſtungen der Gemeinden feſtzuſetzen. Jch hoffe durch
dieſe Klarlegung die Bedenken einzelner Herren gegen die Vor
lage beſeitigt zu haben.

(Schluß in der 2. Ausgabe).

Erdkunde, Kolonien, Reiſen.
Ein von den engliſchen Blättern veröffentlichter Brief

Stanleys vom Kongo, 21. März, beſtätigt es vollſtändig,
daß die Expedition zum Entſatze Emir Paſchas mit be
deutenden Schwierigkeiten zu kämpfen hat. Lieutenant
Valcke theilte in Boma Herrn Stanley mit, daß bis hinauf
nach Stanley Pool eine ernſte h herrſche und
daß der „Stanley“ Dampfer in Reparatur ſei. „Sie können
ſich nun vorſtellen,“ ſchreibt Stanley, „daß ich viel Arbeit
haben werde, um zu Emin Paſcha zu gelangen. Wir müſſen
durch ein an Hungersnoth leidendes Land marſchiren. aber wir
werden Mittel finden, um auf irgend eine Weiſe zu leben. Wir
müſſen Transportdampfer zuſammenbringen und die repargtur
bedürftigen in Stand ſetzen, was uns auf irgend eine Weiſe
gelingen wird. Die Weigerung der Baptiſten Miſſion uns
ihren Dampfer „Peace“ zu leihen, war eine große Enttäuſchung
und eine klägliche Belohnung für die Dienſte, welche ich ihr
früher geleiſtet habe. Jn den Mußeſtunden richten ſich meine
Gedanken auf dieſe Frage und ich werde erſt glücklich ſein,
wenn ich mich auf terra firma am Oberen Kongo befinde.

Kirche und Miſſion.
Der ſittliche und nationalökonomiſche

Einfluß der römiſch- katholiſchen Mönchsorden.
Der Biſchof Kopp hat im preußiſchen Herrenhaus auf
die ſittlichen und ſozialen Wirkungen der katholiſchen
Mönchsorden hingewieſen. Er bewegt ſich damit in den
Gedanken der römiſch- katholiſchen Nationalökonomen, vor
allem des Löwener Profeſſors Périn, der in ſeinem Buche
de la richesse als Hauptvorzüge der Mönchsorden ihr
gutes Beiſpiel nennt, welches ſie durch Mäßigkeit, Keuſch-
heit, Enthaltſamkeit und ähnliche Tugenden geben. Wenn
eine Bevölkerung dieſes Beiſpiel der Mönche vor Augen

ihm der Verherrlichung und der Hirtenknabe,
welcher am Berghang die Schafe weidet und in kindlicher
Neugier dem Leichenzuge nachblickt, der ſich nach der Berg
kapelle hinwindet.

weißen Frauen, von der Liebe Leid und Luſt und von
Blumen und Gras im Wald und auf der Haide. Wenn
die Franzoſen unſerer Tage ſprechen von einen Lande
des „blonden Gretchens“, ſollte ich einen Dichter anführen,
der ſo recht das Weſen der deutſchen Art wiedergegeben
hat, ich wüßte keinen beſſern als Uhland; das Sinnen
und Sehnen des germaniſchen Gemüths hat in ſeinen
Dichtungen den treffendſten Ausdruck gefunden das Lied
vom guten Kameraden und von den drei Burſchen, die
über den Rhein zogen, vermiſchte ſich vor Paris mit dem
Donner der deutſchen Geſchütze.

Deutſch nach Form und Jnhalt iſt Uhlands Dichtung
Die Romantiker mit ihrem gelehrten Dilettantismus und
ihrer verſchwommenen Sentimentalität vergeſſen, die
Lieder von Julius Wolff mit ihrer geſuchten Alterthüm-
lichkeit werden längſt verklungen ſein, aber Uhlands Verſe
bewahren ſich den Zauber ewiger Jugend, weil ſie un
gekünſtelt rein empfunden und wahr ſind, ſchlicht wie der
Mann, der ſie gedichtet. Und ſo hat in gewiſſem Sinne
Uhland die richtige Antwort gegeben, als er auf die Frage
des alten Romantikers Tieck, welcher Dichter auf ihn einen
beſondern Einfluß geübt, entgegnete: „Goethe“! Es iſt
Goetheſche Klarheit und Friſche in ſeinen Dichtungen.
Nur in Deutſchland kann es wohl geſchehen, daß man
ſich die Freude an den Werken eines Unfterblichen ver
kümmern läßt durch die Frage nach ſeiner Parteiſtellung,
da man ihm den Patriotismus nicht abſtreiten kann. Es
iſt leider auch echt deutſch, daß man die müßige Frage
aufwirft, warum Uhlands Liedermund nach den Frei-

Dann klingt es wieder in ſeinen Verſen
von alten Sagen und Mären, von Zauberbrunnen und
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habe, meint Périn ganz ebenſo, wie Biſchof Kopp, ſo
werde ſie ſich das Beiſpiel derſelben aneignen und
ebenſo enthaltſam, keuſch, mäßig und fromm werden, wie
die Mönche es ſeien. So werde man in den Mönchs
orden das beſte Schutzmittel gegen die Malthus'ſche Ueber-
völkerungstheorie, gegen alles ſoziale Elend haben. Das
klingt recht ſchön Nur ſtimmt das Beiſpiel aller katholiſchen,mit löſen und Mönchen überſäten Länder herzlich ſchlecht

damit. Es giebt ca. 15 000 Klöſter im griechiſch und
n chen Europa mit über 300 000 Ordens-
leuten. ir möchten aber mit keinem einzigen jenerLänder und ſeinen ſozialen Zuſtänden tauſchen. Ja keinem

einzigen iſt die von Périn und Biſchof Kopp vorher-
geſagte Wirkung eingetreten. Speziell Belgien hat mehr
als 30 000 Ordensleute und iſt nebſt Sachſen das am
meiſten bevölkerte Land Europa's. Allein Sachſens

uſtände ſind ohne Mönche und Nonnen um ein gut
heil ſicherer, als die von Belgien. Die Mönche und

Nonnen Belgiens haben gegen das Maſſenelend und die
Arbeiterunruhen in jenem Land nirgends einen Schutz
wall bilden können. Die Klöſter bildeten einmal, vor
1000 Jahren nämlich, ein gewiſſes Kulturelement. Heut
utag aber ſind jene Länder, welche viele Klöſter haben,
icherlich nicht diejenigen, welche an der Spitze der Kultur

Von dem moraliſchen Einfluß, welchen Périn
und Biſchof Kopp den Klöſtern zuſch eiben, iſt ebenſo
wenig irgendwo etwas zu ſehen. Bayern z. B., das
allein in Deutſchland gegenwärtig Klöſter und Ordens-
leute in größerer Zahl hat, ſteht darum keineswegs in
der Moral- und Kriminalſtatiſtik höher als andere
deutſche Länder. Es ſind romantiſch mittelalter-
liche Verirrungen, wenn man im letzten Drittel des
19. Jahrhunderts die ſoziale Frage mittelſt Mönchs- und
Nonnenklöſtern zu löſen verſucht.

(Kirchliche Korreſpondenz).

Halle, den 28. April.
(Der Abdruck unſerer Lokalnachrichten iſt nur mit

vollſtändiger Quellenan gabe geſtattet,)
Der Thüringer Bezirksverein deutſcher Jn-

enieure unternahm am 26. April unter reger Betheiligung
einer Mitglieder, denen ſich einige Gäſte angeſchloſſen hatten.
ſeine erſte Sommerexcurſion. Dem Programme gemäß fand
uerſt die m der Halle'ſchen Actien Bier-rauerei ſtatt. Von Seiten der beiden Direktoren, Herrn

Görlitz und Herrn Bücking, freundlichſt willkommen geheißen,
vertraute man ſich deren Führung an und durchwanderte die
ſämmtlichen Räume der Brauerei. Man nahm Kenntniß von
der Zubereitung des Malzes, die je nach der Jahreszeit mehr
oder weniger Tage in Anſpruch nimmt. man Se die in
den Darren zum Umwenden des Malzes verwendeten Maſchinen,man erhielt ferner Einblick in die Einrichtung der verſchiedenen

Braubottiche und begab ſich zuletzt nach den ausgedehnten
Kellern, wo in langen Reihen neben und übereinander die
Fäſſer mit den verſchiedenen Bieren wohlgeordnet nach Art und
Datum aufgeſtapelt lagerten. Einer kleineren Probe des Ge
tränks im tiefen Keller folgte eine größere im Brauhauſe, beide
mit größtem Beifalle aufgenommen. Für die entgegenkommende
Aufnahme des Vereins ſeitens der Direktion ſprach der Vor
ſitzende Herr Fabrikbeſitzer Lwowski im Sinne der Anweſenden
den Dank aus. Hierauf begab ſich der Verein zur benach
barten Eismaſchinenfabrik der Herren Vaaß u. Litt-
mann. Zur Eisbereitung verwendet man hier Ammonigk.

ndem man das unter hohem Druck ſtehende Ammoniak in Ge
äße leitet, wo es ſich ausdehnen kann, wird daſſelbe zum Ver-

dunſten gebracht und erzeugt eine beträchtliche Kälte, wodurch
das Waſſer zum Gefrieren gelangt. Je nachdem man Waſſer-
leitungs oder deſtillirtes Waſſer verwendet, erſcheint das Eis
milchfarben (wegen der im Waſſerleitungswaſſer eingeſchloſſenen
Luft) oder vollkommen durchſichtig. An dieſe beiden Beſichtig
ungen ſchloß ſich eine VereinsSitzung an. Nach einer kurzen
Mittheilung des Vorſitzenden privater Natur ging man zur Be
rung der beſichtigten Anlagen über. Die Herren Direktor

örlitz und Bücking beantworteten mehrere an ſie gerichtete
Fragen; man habe in Bezug auf den Conſum des Bieres mehr
die Nachbarſchaft als entlegene Orte im Auge; das nach Mün-
chener Art gebraute Bier werde vielfach im Harz getrunken.
Das dunkle Bier ſei als ſolches nicht gehaltreicher als das helle
Bier, welches ebenſo gehaltreich dargeſtellt werden kann, die
dunkle Farbe erreicht man durch den Röſtproceß, meiſtens macht
man jedoch das dunkle zugleich gehaltreicher. Das Waſſer habe
nicht den erheblichen Einfluß, den man ihm häufig zuſchreibt;
man müſſe nur nach der Beſchaffenheit des Waſſers die Brau
methode einrichten. Als dritter Punke der Tagesordnung ge
langt die Feſtſtellung der Vereinsausflüge für den nächſten
Sommer zur Beſprechung. Die verſchiedenen Vorſchläge fanden
allgemeine Zuſtimmung und wurde der Vorſtand erſucht, einer
ſeits die nöthigen Schritte zur Ausführung derſelben zu thun,
d ereiis eine angemeſſene Zeit für dieſe Ausflüge zu be-

mmen.
Zum Schluß gelangten einige Fragen zur Beſprechung:dieſelben betrafen: Verzinuung von Eiſentheilen und Schwan

kungen zwiſchen den Leiſtungen des Keſſels und der Maſchine.
In der geſtrigen Generalverſammlung der Ortskranken

kaſſe für das Gaſtwirthsperſonal zu Halle a. S. wurde
unächſt der Bericht der Rechnungsprüfungs-Commiſſion durchHerrn Hotelier Hermann erſtattet, auf Grund deſſen dem

Rendanten, Herrn Hotelier Günther, Entlaſtung ertheilt
e

heitskriegen verſtummt ſei. Abgeſehen davon, daß dies
nur zum Theil wahr iſt, ſeit wann beurtheilt man ein
Genie nach der Quantität des von ihm Geſchaffenen?
Verliert das Lied der Nachtigall an Reiz, weil ſie nur im
Frühling ſingt? Jſt Uhland deshalb kein wahrer Poet,weil er den Anſtoß für den größten Theil ſeiner Dicht

ungen aus ſeiner engen Heimath Tübingen empfing Jm
Gegentheil, gerade deshalb iſt er ein großer Dichter, weil
ſie über den lokalen Hintergrund ſich zu allgemeiner
Giltigkeit erheben. Solchen fürwitzigen Fragern ziemt
keine andere Antwort als die, welche Uhland ſelbſt giebt:
„Wer ſich nicht mit meinen Studien befaßt, kann nicht
über mich ſchreiben.“ Will hier beſagen: Kann nicht end
gris über mich urtheilen! Uns aber ſoll keine klein-
iche Rückſicht die Begeiſterung für den Einzigen mindern

und mit Andacht wollen wir bei der Wiederkehr ſeines
hundertſten Geburtstages leſen, was er geſungen von

„Des Sängers Wiederkehr“:
Er ſchlummert längſt den tiefen Schlummer,

ſein Lied umweht noch jedes Ohr,
doch nährt es ſtets den herben Kummer,
daß man den Herrlichen verlor.

Wohl Monden, Jahre ſind verſchwunden,
Cypreſſen wuchſen um ſein Grab:
die ſeinen Tod ſo herb empfunden,
ſie ſanken alle ſelbſt hinab.

Doch wie der Frühling wiederkehret
mit friſcher Kraft und Regſamkeit
ſo wandelt jetzt verjüngt, verkläret
der Sänger in der neuen Zeit.

Er iſt den Lebenden vereinet,
vom Hauch des Grabes keine Spur.
Die Vorwelt, die ihn todt gemeinet,
lebt ſelbſt von ſeinem Liede nur.

wurde. Jn den zwei Jahren des Beſtehens dieſer Kaſſe konn
ten dem Reſervefonds überwieſen werden; außerdem
verſügt dieſelbe noch über einen Baarbeſtand von ca. 750 .4.
Die Wahl eines Kaſſenführers an Stelle des freiwillig aus
ſcheidenden Herrn Günther lenkte ſich auf Herrn Kluge. Die
zur Ve leſung gelangenden Schreiben bezogen ſich auf die mit
der königlichen Regierung und dem Magiſtrat gepflogene
Correſpondenz in KaſſenAngelegenheiten. Anträge waren
nicht eingegangen und ſo wurde denn die Verſammlung, die
Pr er Gaſtwirth Möritz geleitet wurde, alsbald ge

oſſen.
Die Einnahme der Ortskrankenkaſſe des Schuh

macher-Gewerb,es betrug im abgelaufenen Verwaltungs-
de 2155 -4 95 die Ausgabe 2063 .4 3 Der Reſerve
fonds zeigt rund 3000 welche Summe verzinslich angeregt
iſt. Die Mitgliederzahl beträgt ca. 300. Die Neuwahl eines
Vorſtandsmitgliedes der Arbeitnehmer fiel in der Generalver-
ſammlung auf Herrn Gäbler. Einige Paragraphen des
Kaſſenſtatuts wurden geändert und die Kaſſenbeiträge der Ge
hilfen auf 24 und der Lehrlinge auf 12 z pro Woche feſt
geſegt Die Verſammlung lehnte den Beitritt zu dem geplan
ten OrtskrankenkaſſenVerbande ab.

Das Nebengebäude des Grundſtücks Fluthſtraße 1 in
Sigckenſtein wurde geſtern Mittag durch Feuer zerſtört.
Erſte Hilfe wurde durch die Leute der Firma Schubarth u.
Geppert gebracht, ſodaß weiteres Unglück verhütet wurde. Die
Giebichenſteiner freiwillige und die Cröllwitzer PapierFabriks
Feuerwehr machten dem Feuer bald ein Ende. Entſtehungs-
urſache iſt unbekannt; wahrſcheinlich Brandſtiftung.

Kuuſt, Wiſſenſchaft und Theater.
Jn dem neu ausgeſtatteten Kurfürſtenſaal des Hohen-

zollern-Muſeums zu Berlin iſt vor wenigen Tagen eine
Koloſſalbüſte unſeres Kaiſers, modellirt vom Bildhauer
Albert Manthe in Berlin, neben den Büſten Friedrich des
Großen und des erſten Kurfürſten aufgeſtellt worden.

Zur Feier des 100 jährigen Geburtstages Ludwi
e hatte die ganze Uhlandſtraße in Hamburg feſtli
geflaggt.

Bücherverſteigerung in London. Anfang Juni
wird die große nnd werthvolle Bibliothek des Earl von Craw-
ford und Balcarris durch Sotheby zur Vergteierwß kommen.
Unter den ſeltenen Werken befindet ſich eine „Mazarin“-Bibel,
alte Bücher über Muſik, Liturgie und viele Americang. Die
aſtronomiſche Bibliothek des Earl wird nicht verauktionirt.

Aus aller Welt.
Der Schiffbruch des Dampfers Tasmania. Der „Cuſan“

iſt mit den überlebenden Schiffbrüchigen der „Tasmania“ in
Marſeille eingetroffen und wir erfahren über die Kataſtrophe
folgende nähere Details. Die „Tasmania“ ſtieß um 3 Uhr 40
Min. früh auf die genen auf und die Paſſagiere wurden alle
aus dem Schlaf geriſſen. Sie hatten kaum Zeit, das Verdeck
zu erreichen als das Schiff neuerdings aufſtieß und vorn zur
Hälfte aufgeſchlitzt wurde. Von acht Rettungsfahrzeugen waren
vier zertrümmert, die übrigen wurden niedergelaſſen um die
Frauen und Kinder nach dem mehr denn zwei Meilen entfern
ten Lande zu verbringen. Eine Frau Walker und Frau Pigott
wollten das Schiff nicht verlaſſen ſondern das Schickſal mit
ihren Gatten theilen. Der Sturm wurde heftiger und an eine

ückkehr der Boote war nicht zu denken. Man konſtruirte des
halb zwei Flöſſe, deren eins mit dem Grafen Buckinghamſhire
und einem Jndier weggeſchwemmt wurde. Der Graf konnte
mit unſäglicher Mühe gerettet werden der Jndier wurde am
nächſten Tage an die Holzſtücke angeklammert, todt am Ufer ge
funden. Die Verwirrung benützend, ſchnitten neun in Zu ein
genommene afrikaniſche Heizer die Stricke des zweiten Floſſes
los und gewannen die Küſte, acht aber ſind während der Ueber
fahrt erfroren. Der Kapitän Perrins, der den Steamer mehr
und mehr ſinken ſah, wollte ſeine Papiere holen. Kaum in die
Kabine eingedrungen, wurde dieſe von einer ungeheuren Welle
eingedrückt: der Major Cooper, der Reſtaurateur und der
Steuermann ſtürzten zur Hilfe des Kapitäns herbei, wurden
aber ſelbſt von einer neuen Welle bedeckt, und als dieſe abge
en war, war der Kapitän verſchwunden. Der fünfte Offizier

ewman und der Quartier Meiſter Hall ertranken. Man ſtelle ſich
die Verwirrung an Bord vor: 75 Perſonen hatten ſich in dem kaum
25 Quadratmeter großen Rauchkabinet gehäuft, wo ſie nahezu
erſtickten und gleichzeitig dem Erfrieren nahe waren. Bei fort
währenddem Einſinken und Krachen des Schiffes dauerte dieſe
Qual volle 27 Stunden. Der Sturm hatte ſich zwar allmählich
elegt, aber es fehlte an jeder Art von Nahrungsmitteln; 18

IJndier ſtarben in der Zwiſchenzeit vor Kälte auf dem Verdeck,
man fand ſie morgens in einem Knäuel zuſammengekauert und
mußte ihre Kadaver mit Gewalt von einander losreißen, um ſie
den Wellen zu übergeben. Andere Jndier, die ſich in das
Segelwerk geflüchtet hatten verfielen demſelben Loos; ihre
Körper präſentirten ſich morgens in den verſchiedenſten Stel-
lungen, unter anderem an den Füßen aufgehängt. Endlich
kamen der „Perſévérant“ und der „Norſemann“ in Sicht und
die Hoffnung gewann an Bord wieder die Oberhand. Die
Ueberlebenden wurden nach Ajaccio verbracht und alle Schiff-
brüchigen wurden mit korſiſcher Gaſtfreundſchaft empfangen.
Die Zahl der Opfer iſt 33. Umgekommen ſind obengenannte
drei Perſonen und 30 Jndier der Bedienungsmannſchaft. Die
Poſt konnte gerettet werden, dagegen hat ein Jndier, Sir
PertabSind der den Steamer in Suez verlaſſen hatte, für
mehr als 1 Million an Bord befindlicher Edelſteine verloren.
Den Schiffbrüchigen iſt in Marſeille vom Agenten der Kom
pagnie je nach Bedarf 200 bis 500 Je zur Verfügung geſtellt
worden, ſowie das Reiſegeld zur Weiterfahrt nach England;
die unverſehrt Gebliebenen haben bereits den Weg nach Havre
genommen.

Perſonalien.
Der Landesdirektor der Provinz Sachſen, Graf vo

Wintzingerode zu Merſeburg, der Rittergutsbeſitzer Frhr
von Hergenberg auf Heuckewalde bei Zeitz, der Hauptmann
Lutze von Wurmb auf Porſtendorf a. S. und der Ritter
gutsbeſitzer von Eichel auf Mausfeld i. Thür. ſind zu Ehren
rittern des JohanniterOrdens ernannt.

Das „Meininger Tagebl. ſchreibt: Die durch eine Reihe
von Zeitungen gehende Notiz, dem vom letzten Schwurgericht
ier wegen Tödtung ſeines Gegners im Zweikampfe zu zwei
ahren Feſtungshaft verurtheilten Gutspächter v. Pawel-Ram

mingen ſei die Strafe im Gnadenwege auf 4 Monate herabge-
ſetzt worden, iſt erfunden. Die Nachricht wurde vom „Thür.
Tagebl.“, wie daſſelbe ſelbſt berichtet, erfunden, um mit derſelben
einen Reporter, der ihre Nachrichten anderen Zeitungen zutrug,
feſtzun gen.

Zucker-Jnduürie.
v d Hannover tagten geſtern die Vertreter von 23

Zuckerfabriken, welche einſtimmig eine Reſolution dahin an
nahmen, daß der Satz von 1.50 Steuer für den Doppel
Zner Rüben und 15 .4 Ausfuhrvergütung für den Doppel-

entner Zucker als die niedrigſte Grenze des zur Zeit Statt-
haften zu betrachten ſei und daß zur Sicherung einer dauernden
Mehreinnahme des Reichs eine ſogenannte Verbrauchsſteuer
von etwa 8 .4 für den Dovpel- Zentner Zucker jeder Art zu
erheben ſein dürfte. Wir können beſtätigen, daß das dem-
nächſtige Erſcheinen einer Zuckerſteuer- Vorlage auf Grund
des von Herrn von Bennigſen empfohlenen Sombartſchen Vor
ſchiags als geſichert betrachtet werden darf.

Jagd, Sport, Spiel.
London, 27. April. Jm heutigen Twothouſand

Guineas St'afes (2000 Guineas 41000 .4) gewann der
Favorit „Entrepriſe“; zweites Pferd war „Thil“, drittes
„Eglamore“.

Handel, Jnduſtrie und Finanzen.
S Nordhauſen, 27. April. Die Aktionäre der Nord

hauſen-Exfurter Eiſenbahn- Geſellſchaft haben heute
hier ihre letzte GeneralVerſammlung abgehalten. Es waren
21 Aktionäre anweſend, welche 1366 Stammaktien und 954
Prioritätsaktien mit 2320 Stimmen vertreten haben. Wie am
20. November v. Js. als der Antrag auf Verſtaatlichung zum
Beſchluß ſtand, ſo war auch heute, nachdem nunmehr die Bahn
verſtaatlicht worden, der Vorſitzende des Königl. Eiſenbahn
Commiſſariats, Herr Geheimer Oberregierungsrath Benſen-
Berlin zugegen. Der Herr Vorſitzende Stadtrath Schulze
Vordhauſen, ertheilte zum Vortrag des Geſchäftsberichts, deſſen

r miniſteriellerſeits geſtern ausgeſprochen, dem Herrn
Haack Berlin das Wort; es wurde aber auf Antrag en bloc
der Bericht angenommen. Jn der Ausgabe erſcheinen 10 500
welche im Jahre 1885 dem Bilanz Reſervefonds unter Vor-
behalt des Rechts der Rücküberweiſung an den Betriebsfonds
reſp. zur Verfügung der General-Verſammlung überwieſen
worden ſind. Direktion und Aufſichtsrath ſchlagen nun vor,
dieſe 10 500 4 den Beamten und ſtändigen Arbeitern der Bahn
zu überweiſen, nachdem der Bilanz Reſervefonds in be-
rechtigter Weiſe durch Abſchreibung von den Awmortiſations
quoten der Prioritäts- Obligationen dotirt worden iſt. Da der
Herr Staatsvertreter Einwendungen hiergegen nicht erhebt, ſo
willigt die GeneralVerſammlung in die Vertheilung der
10 500 .4. Der Bericht ſchließt in Einnahme mit 1348 715. 11
davon zum Reſervefonds ab 68 216,96 verbleibt reine Be-
triebseinnahme 1 280 508,15 Die Geſammtausgabe beträgt
989 474,83 ab Reſervefonds 2c. und Erneuerungsfonds
193 033,65 verbleibt 796 441.18 Es betrug die reine Aus
8863 484066.97 ab regelmäßige Rücklagen 113 604,93 ver
leibt 370 462,04 Dazu Uebertrag 570,07 Bilanzreſerve-

fonds 10500 Zinſen 3938,59 4, daher Ueberſchuß 385 470,70
Mark. Davon Abſchreibungen 22 964 .4. Der Ueberſchuß von
163 506,70 .4 wird wie folgt vertheilt: a) Tantième an Auf-
ſichtsrath und Direktion 5335.28 .4&. b) Staats Eiſenbahnſteuer
3653,85 0) 36 Dividende auf die Stamm-Prioritäts-
Aktien (9 pro Stück) 142 500 Remuneration an die
Beamten und Arbeiter 10500 e) Unterſtützung an die
Wittwen und Kinder verſtorbener Beamten, ſowie an Penſionäre
1517,57 Der Bericht der Reviſoren gab keine
zu Ausſtellungen, Dividende und Bilanz wurde feſtgeſtellt un
Decharge ertheilt. Jn den Aufſichtsrath wurde Rentier Kum-
bruch-Köſen wieder, Direktor KrohnNordhauſen, Commerzien
rath Boer-Berlin an Stelle der ausſcheidenden Herren Rößner-
Köſen und 7 neugewählt. Der Vorſitzende
ſchloß die Sitzung mit Dankesworten an die Direktion und Be

amten der Bahn. ßDer 1886er Ueberſchuß der Weimar-Geraer Eiſen-
bahn beträgt nach Ausſtattung des Erneuerungsfonds und
Tilgung von 68600 .4 für die geſetzliche Reſerve und Tan
tièmen 12659 für Steuern, Gratifikationen und kleine Ausa
gaben 8995 .4, zur Zahlung von 25/6 Dividende (1885 22/3
280 500 ſo daß 3327 verfügbar bleiben.

Gegenüber einer anderweitigen Mittheilung hören Berliner Blätter. daß der Aufſichtsrath der Stolberger Zink-

hütten- Geſellſchaft nur eine Dividende von 1 Proz. auf
die Aktien und 6 Proz. auf die Stammprioritäten bean-
tragen wird.

Concursſachen, Zahlungsſtockungen c.
B. Ueber das Vermögen des Reſtaurateurs Guſtav Kobi-

liensky hierſelbſt iſt Seitens des hieſigen könyigl. Amtsgerichts
am 25. d. Mts. das Concursverfahren eröffnet und Herr
rr en seommiſfar Elſte hier zum Concursverwalter ernannt
worden.

Telegraphiſche Depeſchen.
Berlin, 28. April. Das Herrenhaus, welches

geſtern ſeine Sitzungen wieder aufgenommen, wird ſich
ſchon heute wieder bis zum 5. Mai vertagen. Der
Schluß des Landtags iſt für den 10. Mai in Aus-
ſicht genommen.

R h h n n d n e n
[Nachdruck verboten.

HRallesohes Stadt Theater.
Donnerstag, den 28. April. Beginn 7 Uhr.

143. Abonnements- Vorſtellung. (Blaue Karten.)

„Robert und Bertram““,
oder

„Die lustigen Vagabunden.““
Poſſe mit Geſang und Tanz in 4 Abtheilungen

von G. Räder.
1. Abtheilung: Die Befreiung. 2. Abtheilung: Auf der

Hochzeit. 3. Abtheilung: Soirée und Maskenball.
4. Abtheilung: Das Volksfeſt.

LdmunbSymagſo

Dertram T. W. Büller a. G.Strambach, Gefängnißwärter Albert Patry.
Michel, ſein Neffe, ein Bauernburſche Walther Müller.

Ein Corporal. Botthilf Greger.Schildwache Ernſt Wehrle.Mehlmeier, Carl Friedau.Sips Bhaih Emil MTee Schenkmädchen gerire Wegener.

ter o eiffer.Zwei Landgensdarm SFuſtav Schwab.
rautvater Berthold Horwitz.Bräutigam Adolf Dalwig.De e nppelmeyer Fritz Kugelberg.ſeine Tochter

Pächter
coſer.

Jſidora, Emmy Herold.Bandheim, ſein Buchhalter Carl Friedau.
Commerzienräthin Forchheim, ſeine

Eonſin e Ernulie Jeß.Doktor Corduan, Hausfreund. Arthur Bauer.
Bedienter Berthold Horwitz.Frau Müller, eine alte Wittwe Louiſe Schaffnit.

Polizeidiener Emil Moſer.Ausrufer Leonhard, Pick.Guckkaſtenfrau. M. PauliBänkelſänger Gottfried Greger.
Soldaten. Gäſte. Masken. Bauern. Bäuerinnen.

Muſikanten. Ausrufer. Leierkaſtenmann. Volk.
CoupletEinlagen: Jm 3. Akte „So a Weiberl“; im

3 ich „Der Frauen angeborene Schüchternheit' (C. W.
üller).

Ballet Einlagen: Jm 2. Akt „Hanſel und Gretel“,
komiſcher Bauerntanz, arrangirt von der Balletmeiſterin
Joſefine Strengsmann. Jm 3. Akt „Gourmand-Polka“.

Jm 4. Akt Volksbeluſtigung.
Nach dem 1. Akt 15 Minuten, nach dem 2. Akt

10 Minuten Pauſe.

Abgeändertes Repertoire (von der Direction einge-
ſandt): Freitag 7 Uhr „Die Afrikanerin“ Gelb) S
abend 7 Uhr „Angèle“ (weiß). Sonntag 3 Uhr Der

(halbe Preiſe), 7 Uhr „Ein Blitz
8 mädel“



verſchie

viele Preiſe mit ſeinen Ra

en ct ege

daß Frankreich ich regreſſiren könnte, indem es deut e
Bankiers und deutſche Journaliſten, die zum
den Frankreichs arbeiten, feſtnehme.

Loco 1 60 176

Berlin, 27. April. S. M. Kanonenboot „Wolf“,
Kommandant Kapitän Lieutenant Jaeſchke, iſt am 27.
April er. in Nagaſaki eng etroffen.

eAachen, 27. April.
vitrJ von Reumont iſt heute geſtorben.

Metz, 27. April.

Paris, 27. pril.

r Wirkliche Geheimerath Dr.
Der Rittneſſter Leiſtner vom

9. wer iſt an einem Schlaganfall plötzlich
en. Jn Leiſtner hat die Sportswelt einen aus

eichneten Reitersmann, der auf den Rennplätzen derOff fiziere unſerer Armee allgemein bekannt war und ſich

epferden holte, verloren.
anche franzöſiſche Blätter füh

i t n des Falles Schnäbele eine gereizte Sprache

n r e neutſchen vor o nam
gegen die in Pa

entlich die Streichungder 7000 deutſchen Armen, die bei den Wohlthatigteie

ämtern zum Empfang regelmäßiger Unterſtützungen einge
ſchrieben ſind. Der „Voltaire“ ſpricht den Gedanaus, ohne indeſſen die Ausführung deſſelben anzurathen,

Waaren- und Produktenberichte.

d ert. B3., per ar hie Mk. bz., per Juni Juli Mk.
gen Mk. bz., per November- Dezember

Kilogr. loco wenig Angebot, Termine rer R matt, gekündigt 50
digungépreis 125,5 Mk. bz., Loco 119

feſter,

Getreide.
Berlin, 27. April. Weizen per 1000 Kilogr. loco fefter, Termine ger ein

ſetzend, ſchließen 1 gekündigt 1000 Tonnen, Kündigungspreis 176 Mk.
Mk. nach Qualität bz., wer z Argen u

dieſen Monat und per April-Mai 176Juni Juli 176,50 175,50 v bz., per Jig Augu ind 50 169,50 Mk
S Auguſt September Mk.

ktober November Mk. bez.
weizen) per 10 a

„75--17

Termine

25
v t 124,5 Mt. bez., inländiſcher Mk. bz., mittel Mk. bz., feiner
i

bis 1
bis 130-129

per dieſen Monat Mk bz., per April-Mai und per Mai
7 Mk. bz., per Juni- Juli 126,75--125,75 Mk. bz., per
27 Mk. bz., per Auguſt September Nt. bz., per h er-Oktober 129, s

Mk. bz., per Oktober- November 131--130 Mk.

ken

bez.,
174 Mk. bz., per

MaiJuni und ver
bz.,

bz., per September- Oktober 169 168 Mk. bz., per
Weizen (neuer Uſance mit Ausſchluß von Hlauh

gekündigt Tonnen, Kün-
Loco 160--176 Mk. nach Qualität bz., Lieferungsqualität

bz., per JuliMk. bz. Roggen per 1000
onnen, Kün

Mk. nach Oualität bz., Lieferun F

uni 125,75 bisuli- Auguſt i 75

Gerſte perbz.
1000 Kilogr. ftill, große nnd kleine 105--190 Mk. nach Oualität bez. Hafer
d 10
e
ſeiner e 125 Mt
bis 119 Mk. bz., feiner 121-1Wagen bz., I 1 Monat t

ni 95-9 6 Mk. bz.u 100,5 ir. n per
Magdeburg, April.

Weißweizen glatter en

00
Spreis Mk. bz.

ab Bahn b

ilogr. loco feſt, Termine ferner geſtiegen,
loco 90--133 Mk. nach Quaommerſ F mittel 112--115 Mkh mittel i 115 Mk. t Mter 6

re bz., ruſſiſcher 92- 6 Mk. frei
per Maiper un Juli 97 98,25 o Mk. b per Juli-

bz.

per April Mai

ar digt Tonnen,
lität bz.,

guter 116

Z At.
zepiember Oktober 105--104,5 Mk. b

bis 165 r e 123--126
132--1427 Seelen 27. April.
126, September Oktober 132,0

tettin,

Wei

(Gebr. 2eizen 156-168 Mk.,Chevalier 3 145--160 Mk., LandgerſteHafer 105--120 R für 1000

g Roggen April-Mai 126,00, MaiJuni
27. April. Weizen befeſtigend, loco 167,00--170,00, April Mai

z.
Landweizen 164--169 Mk.,Rauhweizen 158

ilogr.

Kün
wiſn eehrt

171,00, per Juni-Juli 173,00. Roggen unverändert, loco 114 „00--120,00, per
üpril Rat 121,00, per Juni Juli 123,00.

Köln, 27. April.

per
Hamburg, 27. April.

168,00. gaen loco ru
loco xuhig, 9len 27.

396 bis 98
April.

Hafer ſti

Weizen loco feſt

Weizen loco hieſiger 17,75, fremder 18,75, per Mai 17,80,per Juli 18,40, November 18,00. Roggen loco hieſiger 14,56, per Mai 1305.
uli 13, 055 per November 13,25. Hafer loco 11,75.

holſteiniſcher loco 164,00 bis
r u loco 125,00 bis 130,00, ruſſiſcher

Gerfte ſtill.
Weizen r dtablgdr 8 Gd. 9,74 Br. per Mai

ni 9,55 Gd. d 60 Br., per Sert ſt 8,58 G
„87 GCb., 6,92 Br. per Mai3 Zt. Hafer per Frühjahr 6,20 Gd. 6,25 Br., per MaiJuni 20 Gd.

Weizen loco behauptet, per Frühjahr 9,20 Gd.,
afer per Herbſt

9,25 t (Schlußbericht.)

Paris,

vember 224. Rog

Paris

ſterdam, 27.

27. April, Vorm.
87 Herbſt 8,29 Gd., 8,31 B

27. April, Nachm.per Mai 25,50, per Mai- Auguſt 25,75, per Juli Auguſt
per April 15,75, per Juli-Auguft i

7. April, Abends. Weizen ruhig, per April 25,25, per Mai
25, 50, per Piai Auguſt 25, 75, per Juli- Auguſt 25,90.

Am Weizen au Termine höher,April.
gen loco und auf Termine unverändert, per Mai 116- -117, per

uni 6,83 d

L.

Oktober i23 124 123.Weizen ſeſter.

Gegr. 11Weizen i4 7 Gerſte 3800, Hafer 1
Leith,

ne
27. April.

London, 27. April.

8/63 Br.
erbſt

ſt 6,04 Gd.

6,00.

per Mai

n ſeit letztem Monmmtliche GetreideartenESchlußbericht.) Weizen 14 310 g 5 0, Hafer 11110 Ort.

Weizen ſtetig, fremder feſt. eher theurer und Käufer ange
kommene Ladungen und übrige Artikel ruhig, feft, ruſſiſcher Ha

Ort.

er anziehend.

Roggen per Frü'6,88 Br. ver Verv e geh

ö, 06 Br.
Weizen matt, April 25,25,Roggen feſt

per Ro

London, 27. April. An der Küſte angeboten 3 Weizenladungen.W Rewort, 26. Aptil. Rother Winterweizen loco n per April
D. 941 C., per September D.

Zucker.
Magdeburger Börſe.

per Mai D. 94 Köin,
Magdeburger Börſe vom 26. April. Feſt,26. April. 27. April. Mai arisGranulated

Kriſtallzucker I. SKri las II S S r rKornzucker 96 21.50--21.75 M. 21.50--21.75 M.
Kornz. Rend. 88* 20.20--20.70 M. 20.20--20.70 M.

.75, per
535 ris, 27

Rai, 49.50, v

27. April. (Telegr.) Rüböl loco
50.Breslau, 27. April. Rüböl loco per April i 44.00 M. per MaiJuni
v 27. April. Rüböl ſtill, loco 4

Z per 44.4 bez. Okt. Rev. bez. Leinöl per 100e tcttin, 27. April. Nabol unveränd., pr. April-Mai 44.00, Sept.Okt. 44.50.

3.60, per Mai 22.90, pr. Okt.

27. w. (Telegr.) Kohlraps per Sept. 107 11.
26. April, abends. rh r Zii böl April 49.2nachm. egr räge, per r riſt e i e 7.50, d er4 elegr. ma do. r7.40, do. Rohe 4 Srothers 7.50. 3 g

27. rn Mais per de Loco P.

grlis per April 49.55, per

Hülſenfrüchte.

Ayxril. o
23 S n M.

do. Reud. 75* 16.20--18.00 M. 16.20 18.00 M.Tendenz am 27. April Sehr feſt.

Srodraffinad 27 c r i ar.nade eiſebohnen, weiße, 2e Zeera ne 2620 26.80 w rGem. Raffinade 26.00 M. 26.00 M. Gek.Gem. RMelis I. 25.50 25.75 M. 25.50-25.75 M. dieſ. Mon. ver Ap ai 1
Tendenz am 27. April Feſt. Okiober 106 nom.bis 125 M. nach Oual

Paris,Weißer Zucker matt Nr. 3
Rat n 33.50, per Oktober ovember 3

ndon, 27. April.
Rohzuger i ruhig, Centrifugal C

in NewYork 6
York D. 6

Loco etwas

r I. Produkt:z a. B. Hamburg.April 11. ver dw ez., Br., G.

K. r en 20--80 M.,r Dre fehlt. Termine

nach perLoco 95 nom. per Ma dem a
a per o g, Kochwaare 140-200 M. Futterwaare 117

ität.
„27. April. (Telegr.) Mais per MaiJuni 6.17 Gd., 6.22 Br., perWienJuliAug. s27 Gd d., 6,32 Br.

Peſt, 27. April. (Telegr.) Mais 1887 5.78 Gd.,
Rew „York, 26. April. (Telegr.) Mais (Rew) 50.

5,80 Br.

uni r bez. u. G., 12.05 Br. Mehl.o. er W ril. (Amtl.) hl Rr. 0uli Berlin, 27. April. mtl. oggenmehl Nr. 0 u. 1 per 100 inkl.Spgu in d e 7 G., i2. 22 Br. Sack. Matt. Gekündigt Sack. Kündigungspreis Mk. per dieſen nad
Okt. 1.80 bez. u. G., 11.85 Br. und ver rin 17,10 bez., per MaiJuni 17.10 bez., per JuniLitn Stetig. Juli 17.30 bez., per Juli Aug. 17.45 bez. ver Sept. Ott. 17.65

Die Krit? ten der Kaufmannſchaft
27. April. Rohzucker 88* ru ig loco 28,50 Fres.

3570. April 33.00, pr. Mai 33.10 per
r 96 Sander 13 sh. ruhig, Rüben-

r

Gd., do. in Philadelphia 6* Gd. Rohes Petroleum in New
do. Pipe line Certificats J. 64 C.

Berlin, 27. April. Weizebis 19.75 bez. ne Marken über Notiz vezzblg Roggenmehl Nr. 0
do. fein. Marken. Nr. O uhöher als Rr. 0 u. 1 per 100 Kg Br. in. Sack.

Paris, 26. April, abends (Telegr.) Mehl 12 Marques
54, 80, per Mai 55.00, ver Mai- An Le

5 beenmehl Nr. 00 23.25--21.75, r.

April

1 19.00 17.25 bez. Nr. 0 1.75

eſt, per

L 75, tät 56.10.New-York, 26. April. Zucker (Fair refining Muscovados) 416 Paris, 27. April, nachm. L r.) matt, per April 54,80, perg ff Mai 55. 60 per MaiAug. 55.75, v J hingent 56 10.
v 27. Aheil. Kuſf u et 6000 Ca. Rew“Hort, 26. April. (Telegr.) Mehl 3 D. 6 C.

ambur ri affee cuhig. Umſa aa r 25. April. Vorm. s u Uhr 30 Min. Telegramm von Peimann, Butter. Eier. Fleiſch.
ken 060 e geſt en. ſchrieht mit 85 Points Baiſſe. Rio 6000 v v en W. P Fr. en r e W. T

Havre, 27. April. Vorm. 10 Uhr 30 Min. (Telegramm von Peimann, auchneif eineſteiſch 1.00-1. a albfleCoppv.) 963 gen Santos per Mai 25, per Juni 95.50, t W 9.80 1.30 M., Butter 1.80-2.80 M. per 1 g. Eier,
ken e e e in kg r Stäek 5066 ver No. 60 Eiſen hart 20. Äve. Selezr.) Syen s

NewYork, 26. April. (Telegr.) Kaffee (Farr Rio-) 16 Stärke. Kartoffelmehl.
etroleum. Berlin, 27. April. (Amtl.) Kartoffelmehl per 100 Kg brutto inkl. r Terhöher. Gekündigt ck. Küundi s M. Loco 16.60 M.mine höher. Gekündigt Sa undigungspreis M. Locoi h de S e e ne e t t e e reCir. Kündigungepreis M. Loco per dieſen Monat Durch uniJuli r per Juli-Auguſt per AuguſtSeptember per Septeinberſchnittöpreis M., April Mai per MaiJuni per Juni-Juli ver Dre s Tetanniete Rarteſetii i er e vrutio intk.

ermim d SedtemberOrtober 21/4. 16.50 M. m dieſen 75 i un 16,50 Ancu We
uni M., per Juni-Juli per Juli-Anguſt per AuguſtSeptemberEtetig es 27. April. Sclegbericht. Standard white loco 5.95 Br. J ver Sepiemver ktober 17.20 Bit. g

Hamburg, 27. April. en loco ſtill Standard white loco 6.00Br. t üg. Se e.gs Gr. v Stroh. Heu.Antweryen, 27. April. (Telegr.) 8anfverige Raffinirtes, 730 Berlin, 27. April. Pol.Präſ. Richtſtroh 5.25 5.50 M., Heu 4.00
weiß loco 15 bez. und Br. pr. Mai Br. pr. Juli 5 i 68.50 M., per 100 Kg.Br., pr. Sept. Dez. 157 Br. Fe Kartoffeln.New-Yort, 26. April. (Telegr.) Naffinirtes Petroleum 70 Abel Teſt

Berlin, 27. April. (Pol.-Präſ.) Kartoffeln 3.75--5. 50 M. per 100 kg

Baumwolle und Wolle.Spiritus.
Berlin, 27. April. mttich) Spiritus per 1001 à 100* 10,000 1 Liv erpool, 27. April. (Telegr.) Baumwolle (Anfangsbericht). Muthmatter. Gekündigt 130 000 Liter. Kündigungépreis 39.9 B. maßlicher Umſat S niß r l Mi Tel B

bez. ver dieſen Monat er April Mai und per MaiJuni wolle. a 8860 Leven ſur n ne Fort 500 t Ruhebez., er JuniJnli be bez. ver Juli Aug. 41.4 Middl. amerikaniſche Lieferung April 5W Käuferpreis April- Pat T Auge757 ger
41,3 per Aug.Septemb. 42,1--41

42.6 42.7 b
10 „000 loco ohne Faß 40. 1-40

Magde

40. a r 23. apri (0 wMagdeburg, ri erm. Walther.) Kartoffelſpiritus br Zö.70. her. Kartoffeljpiritur Behauptet. Loto
nom.Poſen,

Mai 38.70,l. Behauptet
Stettin, 27.

per d

per September- Oktober 42.9
piritus per 1001 à 1009

burg, 27. April. a Foſfelſpiritus für 10,000 1- loco Faß
Die Aelteſten der Kaufmannſchaft.

ez., per r rer

Ab Speicher unter freier Vorhaltung der Gebinde

27. April. Spiritus loco ohne Faß 38.60, per April 38.60, perper Juni 39.40, per Jnli 40.00. per Auguſt 40.50. Gekündigt

72 B. Wollen.26. April.

käuferpreis, Oktober November 5
Antwerpen, 27. April.

davon 463 B. verkauft, ferner 1252 B. Montevideo, davon 726 B. verkauft, und
davon 24 B. verkauft.

Hav BaumwolleApril 65. 50, Mai 69.50, Juni 66.00, Juli 66.40, Auguſt 66.75 Fres.

Rotterdam, 27. April, Nachmittag.

tet. Amſterdam, 27. April.April. v 377. loco 39.30 per April-Mai 39.3040.30, 375 Aug.Sept. 41.40. 4 4 a
Breslau, 27. April. Spiritus per 100 1 100 per April-Mai 38.Juni re 39.20, v i irrt .30. dern v 4 vrir Mat 88.80
ambur 2 pri piritus ruhig, per April 25 MaiJuni 25 Glasper ch brgttes. 7 z v e z b rpril, abends (Telegr.) pir eſt, per April 41.25, z Coltnes 2per Mai 41.50, per Mai-Ang. 41.75, per Sept. Dez. 40. k. 9 ver 25 Bres

Paris,Mai 41.50, per Mai-Aug. 41.50, Sept.Dez. 40.5

Delſaaten. Oele. Fettwaaren.
Berlin, 27. April. (Amtl.) Oelſaaten per 1000 g. Gek. Winterraps Sommerraps M., Winterrübſen M., Sommerriv en Rich ardRüböl per 100 kg mit Faß. Termiue feſter Get. Ctr. Kündigungs Jnheit

preis Durchſchnittspreis Loco mit Faß Loco ohne de 42.6er dieſen Monat und per April-Mai 43.6 bez., per ai-Juni
43,6 bez., per Juni-Juli

27. April, nachm. (Telegr.) i ehendie, per April 41.25, per

per Jnli-Auguft per AuguſtSeptember

London, 26.Lſtrl. Blei, engl. 121London, 27. Aptit Mittag.
Fremdes Zinn 101*

April.

s Lſtrl.
gow, 27. April.

or r. 25. April.

Werth, November- Dezember 5 d. do.Wollauklion. Angeboten 944 B. Vuegor yres,

eſtern unverändert.Preiſe gegenv. ehr ord. Louiſiang
Umſätze 3800

Metalle.
inn: Banka 61 Billiton 61 fl.

Bancazinn 61*Zinn ort Kugſer 39 Lftrl. Zink 14
Lſtrl. ſpan. 12 h rl. Silberbarren 44

(Tel. der Hrn. M. H. Lorenz u. Cie., hier.

Noheiſen. Mixed un warrants 41sh. 41 d.
Zinn, auftral, Nr. 1. 22.45 C. Eiſen, Nr. 1.

26. April. Zink feſt, umſatzlos.

usſchließlich des Nachſtehenden; Dr.
für Letales Provinzielles und Theater; Louis Lehmann für

Verlag der Aktiengeſellſchaft „Halliſche Zeitung zu Halle.,

r Redakeure, r zu Halle:Hamel für Politik, Feuilleton und den r r
Ewald Schulze

den Handels Börſen, und Inſeratentheil

e do o22 Oeſterr. Staatsb. Mk. p. St. 5 378,00bz Charkow-Azow gar. 5 (98, 106 alle M 10 211, 506Berliner Börse 27. r eeeaeeecceeeeeee d e ge 29 6 Gold, Silber und Papiergeld

e e e t e e mre eopoldshall, chem. Fabr. ours in Mark.S wche Reichs Anleſhe 105,80b3 vit rn apl gar i ter Ratzek: ne k. z rin 98, 59b4 Saalbahn b (Riäſan-Korlow bar. t 35, gdeburger Straßenbahn 9 205,00 G Dollar ver Et.Bier. eonſol. Siells Anleihe et Bei e a a Sehr (gar) ger Zordhäufer Tapetenfabrit 75038 SDucaten. er St.
Preuß. Staats Anl. d. 1868 198,9065 Weimar Gera 266065 Sanien irrer*It. irr. Aeeet e r er er 16.7do. von 1850, 52,53, 62 4 1102,756 do. do. Et Pr. 223 87.25636 Warſchau n v. VI. 5 101,2063 z ist v e et: 35370

4 g e 8 3 a ineufa ri 22 1 erz. nen. 313 Werrabahn Z1ſ286, 10636 Gotthardbahn IV. 165,76063 Fngliſche Banknoten per Kftr. 20

See t t et n141/2 109,75 G oten per7262. Deutſche Eiſenbahn Prioritäts- Bank-, Hypotheten und Creditbank do. Silberconp. (Berlineinlsob.) 160,2562
an Reumirtiſche 31)299, ob Fer- Raſt Obligationen Aetien. Ruff. Bantnoten ver 100 Rb. 178,256531/297,00B AachenMaftricht 4 101,50 i à 4 v. 1. 1. eie an n dentral. h i Serq. Mirt. iſt. A. 87 ginſen 400 v z enommea Reichsbank Vergwerks und Hüttengeſellſchaften.

1 9 0b o. e 92 bz7 35. J. z 87250 do. VI. 4 102, 40b3 Dividende 1885 Umrechnungs-Courſe:Oſtpreußiſche 312 96, 80bz do. VII. 4 102,406 Bern HandelsGeſ. Anhalter Kohlenwerke 178.et h e. t en n et Stehen e ad en u rJ d ordbai J 5 Conſolidirte Marie 61/2111, 00b36 F. uS Poſenſche, neue 4 101, 406 Berlin-Anhalter 5 4 1102, 40bz G Deutſche Bank 9 158.906 Mk. 1 Dollar 4 Mk. 25 elt do. do. 31/21272.258 Der Dwegre Ia. c. 162406 Zse S Bant 6 i 320 Mk. 100 Fres. 80 Mk. 1 u 230 Mk.
4 103,006 erlin Dresden gar. (41/2 102,006 isconto Geſellſchaft 192,90bzsah altlandſch. 31/298,20b3 BerlinGörlitz 2 r 102,40b36 Dresdner Bant z 2 131,060636 e e erahätie 66

nene z Berlin Hamdirg. i 308 ten Parigrb her. .25 Zauchhemmer 2 Leipziger Börse V. 27. AprilWeſigteußiſche e bö. so do. do. u. o2,506 Gothaer ehe 9 358 Magdeburger en pzig S. April.
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Preußiſcher Landtag.
Abgeordnetenhaus.

42. Sitzung vom 27. April.
12 Uhr. Am Miniſtertiſche: Miniſterpräſident Fürſt Bismarck,

Dr. v. Goßler, v. Boetticher, Maybach, Dr. Lucius u. A.
Die Tagesordnung führt zunächſt zur dritten Berathung der

kirchenpolitiſchen Vorlage. Jn der Generaldebatte bemerkt
Abg. Stengel (freikonſ.): Jm Auftrage eines großen Theiles

meiner Parteigenoſſen, die ſich nicht entſchließen können, mit Ja
für die Vorlage zu ſtimmen habe ich eine kurze Erklärung ab-
zugeben. Wir haben ſämmtlich den Wunſch, daß der Friede mit
der katholiſchen Kirche herbeigeführt werde, daß es gelingen möge,
den Riß zu heilen, welcher ſeit einer Reihe von Jahren durch
anſer Stagtsleben geht, wir wünſchen, daß den be-
rechtigten Anſprüchen unſerer katholiſchen Mitbürger in Be-

g auf ihr religiöſes Bedürfniß Befriedigung werde, wiru auch bereit, dem Geſetzentwurf zuzuſtimmen, ſoweit er unter

weitgehenden Zugeſtändniſſen gegen die Wünſche der katholiſchen
Kirche die Erreichung des Friedens erhoffen läßt. Die Veſchlüſſe
jedoch, welche von Seiten des Herrenhauſes in Bezug auf die Zu-
laſſung der Orden und Kongregationen zu der Regierungsvorlage
gefaßt ſind, tragen nach unſerer Auffaſſung in ſich die Keime wei
keren Streits. Wir haben deshalb auch bei der zweiten Leſung
dieſem Theil der Vorlage nicht zuſtimmen können und ſind auch in
der dritten Berathung nicht in der Lage, durch Zuſtimmung zu
dem Geſetzentwurf im Ganzen die Verantwortung für ihn mit zu
übernehmen. Mit Rückſicht aber auf den feierlichen Appell, welchen
der Herr Miniſterpräſident an die nationalen Parteien gerichtet
hat und angeſichts ſeiner Erklärung, daß bei dieſem mit der römi-
ſchen Kurie vereinbarten Geſetzentwurfe ſeine politiſche Ehre enga-
girt ſei, und daß er die Verwerfung derfelben als ein Mißtrauens-
votum betrachte, welches es ihm unmöglich mache, noch weiter an
unſerem Staatsweſen mitzuwirken, haben wir darauf verzichtet, ab
geſehen von der Vorbringung einiger ſpezieller Bedenken in Bezug
auf die Provinzen Poſen und Weſtpreußen, uns an der Diskuſſion
zu betheiligen und werden auch heute bei der Schlußabſtimmung
über den Geſetzentwurf uns der Abſtimmung enthalten. (Lachen
bei den National-Liberalen.)

Abg. v. Minnigerode (konſ.): Auch meine Erklärung kann
ſich auf wenige Ausführungen beſchränken. Der Werth, welchen
die königliche Regierung auf unſere Zuſtimmung zu den Beſchlüſſen
legt, wie ſie aus den Verhandlungen des Herrenhauſes hervor
gegangen ſind, veranlaßt meine Freunde und mich, ſo
weit wir nicht im Stande ſind, für die Beſchlüſſe zu
ſtimmen, uns der Abſtimmung zu
meiner Freunde werden indeſſen auch in dritter Leſung
gen das Geſetz ſtimmen. Die Eigenartigkeit unſeres Staates,
einer konfeſſionellen Miſchung nach und die Beſorgniß, daß der

Friede durch die erweiterte Zulaſſung von Orden gefährdet werden
könnte, machen uns die Zuſtimmung zu dem ganzen Geſetz un-
möglich, um fo mehr da zugleich das Intereſſe der evangeliſchen
Kirche in ihrer gegenwärtigen Organiſation und beſcheidenen Aus-
ſagt mit Mitteln dabei ſchwer ins Gewicht fällt. Mögen un-
ere ſchweren Bedenken gegen das Geſetz ſich in Zukunft nicht be

wahrheiten, zur Zeit aber ſehen wir uns gezwungen, beim Zu-
ſtandekommen des Geſetzes nicht mitzuwirken.

Abg. Cremer (Teitow): Auch die eben gegebenen Erklärungen
ſcheinen mir das endgültige Zuſtandekommen des Geſetzes nicht zu

efährden, dennoch wird auch das, was ich zu ſagen habe, der Sache
einen Schaden thun. Jch war in den ſchweren Zeiten des Kultur-

kampfes 1877 der erſte, der aus den Reihen des Centrums heraus
den Friedensruf erſchallen ließ. Das hat mir allerdings von jener
Seite keinen Dank eingebracht. Auf eins muß ich hinweiſen, daß
der Akt, wie der gegenwärtige Friedensſchluß zu Stande gekommen
iſt, für jeden Katholiken als ein korrekter betrachtet werden kann. Jch
habe wiederholt darauf hingewiefen, daß es vollſtändig irrthümlich iſt, den

Schwerpunkt des Kampfes dahin zu verlegen, daß man ſagt, die
Anzeigepflicht kann nicht acceptirt werden. Dem widerſpricht die
Geſetzgebung einer ganzen Reihe anderer Staaten. Die Hauptſache
iſt, daß der Staat die Grenze zwiſchen Staat und Kirche nicht ein-
ſeitig zu ſeinen Gunſten regelt. Dagegen iſt es vorgekommen, daß
unter dem Centrum, oder wenigſtens unter ſeinen Hoſpitanten Herren
ſind, welche ſehr entſchieden für das einſeitige Necht des Staates
eintreten. Es iſt ſpeziell Herr Dr. Brüel, dem man das
aber weiter nicht übel nehmen kann. Jch habe nun ſtets
den Standpunkt vertreten, daß der Friede nur in Ueberein-
ſtimmung mit dem päpſtlichen Stuhl herbeigeführt werden kann.
(Redner verlieſt eine Erklärung von ihm vom 15. Januar 1880, in
welcher er ein friedliches Uebereinkommen zwiſchen Staat und Kurie
empfiehlt.) Das Sträuben, welches ſich jetzt immer noch in katho
liſchen Kreiſen bemerkbar macht, wird mit der Zeit aufhören. Aber
man hätte wohl erwarten dürfen, daß das Centrum ſich offen hier
gegen die Art, wie die katholiſche Preſſe gegen den Papſt auftritt,
ausgeſprochen hätte; und wir hätten erſt recht erwarten dürfen,
daß eine ſo große Partei, wie das Centrum, für dieſes Geſetz,
welches dem Staate den Frieden bringt, nicht blos, weil es muß,
ſondern auch aus Patriotismus e hätte. (Beifall rechts,
Lachen im Centrum.) Wenn man ſieht, wie jetzt in den katholiſchen
Blättern von dem ſchlecht unterrichteten Papſt an den beſſer zu
informirenden Papſt appellirt wird, ſo läßt einen das fragen, was
denn eigentlich von katholiſcher Seite Luther vorzuwerfen iſt,
der doch urſprünglich auch nur an den beſſer zu informirenden
Papſt appellirt hatte. Diejenigen, welche am meiſten gegen den
Papſt vorgehen, ſind die Preßkapläne. Es ſchleichen ſich jetzt eben
in das Centrum immer mehr radikale Tendenzen ein, und es war
mir darum intereſſant, daß gerade der Abg. Richter als Vertreter
katholiſcher Geſinnung hier aufgetreten iſt, alſo der Führer der
radikalen Partei, die das freifinnige Mäntelchen nur umhängt, um
ihre demokratiſchen faſt ſozialdemokratiſchen Beſtrebungen zu ver-
decken. (Lebhafter Beifall rechts.) Und dabei ſtreicht es mir dieſe
Partei bei jeder Wahlagitation dick aufs Butterbrot, ſo dick
dies ihre Kunſtbutter überhaupt zuläßt (Stürmiſche Heiterkeit),
ich ſei zu katholiſch!

Was nun die Vorlage ſelbſt betrifft, ſo freut es mich, daß der
Reichskanzler öffentlich anerkannt hat, daß der Papſt für die
Katholiken kein Ausländer iſt. Warnm man gegen die die Orden
betreffenden Beſtimmungen ſo vielfach ſich erklärt, iſt mir unbe-
greiflich. Jch bin überzeugt, daß die Orden den Frieden nicht ſtören,
ihn vielmehr befördern werden. Gerade vom Standpunkte derFreiheit
aus ſollte man ſich doch nicht darum kümmern, ob einer ſich
n eine braune oder ſchwarze Kutte ſtecken will. Der Staat, der
noch nicht einmal die Proſtitution einſchränken kann, hat auch gar
nicht das Recht, das Ordensweſen einzuſchränken. Die Haltung der
National- Liberalen iſt mir auch nicht verſtändlich. Schon aus Rück-
ſicht auf das Kartell dürften ſie nicht gegen die Vorlage ſtimmen.
Jch hoffe indeß, ſie werden ſich dis zur Abſtimmung noch eines
anderen beſinnen, wie dies bei ihnen ja ſchon öfter vorgekommen
iſt. Jch ſchließe, indem ich Sie nochmals bitte, der Vorlage zuzu-
ſtimmen, damit der Streit aus dem Wege geräumt wird und das
Reich ſich nunmehr anderen würdigeren Aufgaben, die ſeiner in
großer Zahl harren, zuwenden kann. Beifall rechts.)

Abg. Frhr. von Schorlemer-Alft (Centr.): Meine Partei hat
beſchloſſen, auch in der dritten Leſung ſich nicht an der Diskuſſion
zu betheiligen, indem dieſelbe Bezug nimmt auf die Erklärungen,
welche ſie bei der erſten Leſung abgegeben hat. Würde aber auch
das Centrum beſchloſſen haben, ſich an der Diskuſſion zu bethei-
ligen, ſo würde die Rede des Abg. Cremer durchaus nicht geeignet
ſein, darauf ein Wort zu erwidern. (Beifall im Centrum und links.)

Die Generaldiskufſion wird geſchloſſen. Es folgen perſönliche
Bewerkuugen.

enthalten. Einzelne

Abg. Dr. Brüel (Hoſpitant des Centrums): Jch habe aller
dings das alleinige Recht des Staates in dieſer Materie verfochten,
aber durchaus nicht in dem Sinne, in welchem es der Abg. Cremer
verſtanden wiſſen will: als ob der Staat nach Belieben die Grenze
feſtſtellen könnte, ſondern daß er für ſein Bereich nach Gerechtigkeit
das als Greuze zu bezeichnen hat, was er bei gewiſſenhafter
Prüfung als ſolche erkennt.

Abg. Cremer: Jn der 78. Sitzung des Jahres 1880 hat der
Herr Vorredner jener Anſicht Ausdruck gegeben, denn er ſagt,
hinterher, nachdem die Staatsgeſetzgebung alſo aktiv geworden iſt,
ſollen Verhandlungen mit dem Papſt und den Biſchöfen ſtattfinden.
Jch habe es angeführt, weil trotz dieſer Auffaſſung ſeiner Zuge-
hörigkeit zum Centrum uicht widerſprochen wird, während meiner
durchaus korrekten ling der ſchärfſte Proteſt entgegengeſetzt
wurde. Was Herrn von Schorlemer betrifft, ſo giebt er immer
dieſelbe Erklärung ab. Jch möchte nur bemerken, in Wirklichkeit
et die Herren nichts zu erwidern. (Oho! im Centrum, Lachen
inks.

Abg. Dr. Brüel: Herrn Cremer's Bemerkungen widerlegen
mich nicht im Geringſten, ich habe an vielen anderen Stellen aus
führlich begründet, was ich als Sinn meiner Behauptungen dar-
gelegt habe. Die Herren, welche ſich die Mühe geben wollen, meine
früheren Reden durchzuleſen, werden dies finden. (Große Heiterkeit.)

Abg. Cremer: Jch konſtatire das vollſte Einverſtändniß des
Herrn Brüel mit meinen Behanptungen, es gilt blos der alte Satz,
daß er weiß neunt, was heute ſchwarz iſt.

Jn der Spezialdiskuſſion ergreift Niemand das Wort. Artikel I.
wird mit der aus der zweiten Lefung bekannten Majorität an-
genommen, ebenſo die übrigen Artikel.

Die Abſtimmung über das ganze Geſetz iſt auf Antrag
des Abg. v. Schorlemer eine namentliche. Das Geſetz
wird mit 143 gegen 100 Stimmen angenommen, 42 Mit-
glieder enthalten ſich der Abſtimmung.

Geſchloſſen für die Vorlage ſtimmen Centrum und Polen;
die Kon fervativen mit Ausnahme der Abgg. v. Below-Saleske,
von Buſſe (Winterfeld), Dr. Kropatſcheck, von Rauchhaupt,
Schröder (Memel) und Stöcker, welche mit Nein ſtimmen, ſowie
etwa die Hälfte der Freikonſervativen.

Gegen die Vorlage ſtimmen die Deutſch freiſinnigen ge-
ſchloſſen, die überwiegend meiſten Nationalliberalen. Es ent-
halten ſich der Abſtimmung von den Nationalliberalen die
Abgg. von der Brelie, Günther, vom Heede, Jordan, Metzler, Dr.
Reinhold, Schultz (Bochum), Vygen; von den Freikonſervativen
die Abgg. Pr. Arendt, Barth Frhr. Douglas, von Dziem-
bowskt, Faber, Gohlke, Jaekel, Kennemann Köhne,
Krah Frhr. von Langermann, Meiſter, Muhl, Neubarth,
v. Pilgrim, Schmidt (Sagan), Schmidt (Sangerhanſen), Schreiber,
Stengel, v. Tiedemann (Bomſt), Dr. Wehr (Dt. Krone), Weſſel,
Wettich, Wunderling, Frhr. v. Zedlitz; von den Konſervativen:
die Abgg. Bohtz, Lamprecht, Graf Limburg Stirum, Meyer zu
Selhauſen, Frhr. v. Minnigerode, Graf Noſtitz, v. Quaſt, Süd-
meyer; ſowie Abg. Schnatsmeyer (wild). Ebenſo mit Nein ſtimmen
die keiner Fraktion angehörenden Dr. Lotichius und Spielberg.

Der Geſetzentwurf, betreffend Abänderungen der Kirchen
gemeinde- und Synodalordnung für die Provinzen Preußen
(Oſt- und Weſtpreußen), Brandenburg, Pommern, Poſen, Schleſien
und Sachſen vom 10. September 1873 und der Generalſynodal-
ordnung für die evangeliſche Landeskirche der acht (neun) älteren
Provinzen der Monarchie vom 20. Januar 1876, wird in dritter
Leſung unverändert angenommenen, ebenſo der Geſetzentwurf über
die Aufhebung des Frankfurter Geſetzes vom 17. November
1846, die Breite der Radfelgen des Laſtfuhrwerks be
treffend.

Es folgt die zweite Berathung des Gefetzentwurfs, betr.
die Gewährung einer ſtaatlichen Subvention an die
Provinzialhilfskaſſe für die Rheinprovinz, behufs
Hebung des Grundkredits.

Die Kommiſſion Berichterſtatter Dr. Scheffer (Schlochau)
beantragt un veränderte Aunahme und empfiehlt ferner folgende
Reſolution:

Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: die königliche
Staatsregierung zu erſuchen

1) einen angemeſſenen Betrag behufs der erſten Einrichtung
genoſſenſchaftlicher Darlehuskaſſen in den Etat einzuſtellen, welche
auf Grund eines Normalſtatuts einzurichten und unter die Auf-
ſicht der Selbſtverwaltungsorgane bezw. des Kreisausſchuſſes
zu ſtellen ſind,

2) dahin zu wirken, daß die öffentlichen Sparkaſſen Einrich-
tungen treffen, welche ſie befähigen, Darlehne in kleinen Be
trägen unter Feſtſetzung angemeſſener Rückzahlungsfriſten zu ge
währen und hierbei ſich der Vermittelung der Selbſtverwaltung
zu bedienen.

Abg. Graf Kanitz (kouſ.): Das Kreditbedürfniß beſonders der
ländlichen Bevölkerung iſt in letzter Zeit immer mehr geſtiegen.
Wir haben aber hier das Geſammtinterefſe des Landes zu ver-
treten. Mit Rückſicht darauf mußten wir es uns verſagen, allen
berechtigten Einzelwünſchen Folge zu geben. Wir können indeß
dem Nothſtande der ländlichen Bevölkerung auch auf andere Weiſe
abhelfen als durch direkte Staatszuſchüfſe. Zunächſt empfiehlt ſich
eine Aenderung des Zolltarifs in dem Sinn, daß die Getreidezölle
erhöht werden. Sodann wäre im Jntereſſe der Landwirthſchaft eine
größere Beweglichkeit der Tarife auf den Staatsbahnen. Jn letzter
Zeit iſt nun die franzöſiſche Zollerhöhung für Vieh beſonders nach-
theilig für uns geweſen. Dadurch wird unſer Export ſpeziell an
Schafen nach Frankreich ſtark gefährdet. Dem ſteht eine ſtets
wachſende Einfuhr von Schlachtvieh in Deutſchland gegenüber. Auch hier
dürfte uns nur eine Erhöhung derViehzölle den nöthigen Schutz gewähren.
Jch muß hierbei ganz entſchieden der Anſicht entgegentreten, als
wenn dieſe Maßnahmen nur dem großen Grundbeſitzer zu Gute
kommen. Gerade der kleine Landmann iſt vorzugsweiſe auf die
Erträgniſſe der Viehzucht angewieſen. Warum trägt die Regierung
Bedenken, den Zolltarif zu ändern? Die Majorität für die Zoll-
erhöhung iſt heute doch dieſelbe wie 1885 und das damals erſtrebte
Ziel iſt noch lange nicht erreicht. Gewichtige Bedenken gegen ſolche
Zollerhöhungen beſtehen nicht, die Landwirthſchaft hat vielmehr ein
gutes Recht, auf Erfüllung dieſer Forderungen bei der Regierung
zu dringen. Es iſt von Seiten des Miniſters für Landwirthſchaft
an alle landwirthſchaftlichen Vereine eine Broſchüre des Dr. Franz
in Weimar verſchickt, worin St wird, die Erhöhung der
Zölle würde der Landwirthſchaft keinen Nutzen bringen.
Hoffentlich wird der Miniſter noch einmal andern Sinnes. Mein
Wunſch iſt es nur, die leitende Stelle günſtig für die Forderungen
eines ſtark bedrängten Standes zu intereſſiren. Es handelt ſich
hier um Wohl und Wehe der ländlichen Bevölkerung, auf der doch
weſentlich die Wehrkraft des Staates ruht, und es ſteht hier ein

eminenter patriotiſcher Bedeutung in Frage. (Beiſall
rechts.

Miniſter für Landwirthſchaft Dr. Lncius: Jch habe bei dieſer
Gelegenheit keine agrarpolitiſche Debatte erwartet. Auch iſt hier
nicht der Ort, über Zollerhöhungen zu debattiren. Jch bin als Einzel-
miniſter weder berechtigt noch verpflichtet hier mitzutheilen, welches die
Abſicht der preußiſchen Regierung im Bundesrath ſein würde, falls dort
die Frage der Zollerhöhung auf der Tagesordnung ſtehen ſollte.
Jch kann nur erklären, daß in der letzten Zeit dieſe Frage nicht
Gegenſtand der Erörterung im Bundesrath geweſen iſt. Sollte
dieſelbe im Reichstag berührt werden, dann werden dort die ver
bündeten Regierungen zu antworten wiſſen. Uebrigens laſſen wir
uns bei allen unſeren Entſchließungen niemals von Rückſicht auf
ausländiſche Jntereſſen leiten. Speziell die Geſtattung der Einfuhr
fremden Zugviehs geſchieht nur im Jutereſſe unſerer Landwirthſchaft.
Was die Franz'ſche Broſchüre betrifft, ſo habe ich darin nur die-
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jenigen Stellen empfohlen, an denen der Verfaſſer Rathſchläge für
den Kleinbetrieb giebt. Seine allgemeine Anſicht über Zollfragen e.
waren nur Nebenſache. Auch hat dieſe Broſchüre zu recht zweck
mäßigen Anregungen innerhalb der landwirthſchaftlichen Vereine
Anlaß gegeben, wie mir eine Reihe von Zuſchriften bewieſen hat.

Jch glaube, mich auf dieſe halbperſönliche Ausführung be
ſchränken zu müſſen, weil ich in den Ausführungen des Vorredners
abſolut nichts finden kann, das mit dieſer Vorlage im Zuſammen-
hang ſteht. Jch bitte Sie, die gute Abſicht dieſes Geſetzes nicht
deshalb zu verwerfen, weil es nur für eine Provinz gelten ſoll.
Für die Rheinprovinz lag die Befriedigung des Kreditbedürfniſſes
der kleinen Leute um ſo näher, weil dort, z. B. im Eifelgebiet, die
Nothſtände beſonders groß ſind, weil dort ferner noch der Wucher
ſich breit macht, wie er unter andern in der Viehleihe erſcheint.
Die Konſequenzen für andere Provinzen zu ziehen, wird Sache der
Provinziallandtage ſein. Treten in anderen Provinzen ähnliche
Bedürfniſſe hervor, dann hege ich keinen Zweifel, daß die Central-
ſtelle etwaigen Anträgen gegenüber wohlwollendes Entgegenkommen
zeigen wird. Jch bitte Sie daher dieſe Vorlage anzunehmen
gewiſſermaßen als Präjudiz für andere Fälle. Beifall

Abg. Frhr. v. SchorlemerAlſt (Centrum): Die Vorlage zeigt
den eruſtlichen Willen der Regierung, etwaigen Nothſtänden bei
der kleinen ländlichen Bevölkerung thatkräftig entgegenzutreten.
Abg. Dr. Wehr (Konitz) warf einſt den Herren Graf Kanitz und
Genoſſen vor, ſie trieben mit ihren Anträgen auf Hebung der Land-
wirthſchaft unpraktiſche Politik. Ja, was hat er denn Praktiſches
für die Landwirthſchaft vorgeſchlagen Er beſchränkte ſich auf An
griffe gegen den Miniſter. Dieſer aber verdient keinen Vorwurf.
Ich muß konſtatiren, daß gerade er ſo viel thut, wie nur in ſeinen
Kräften ſteht (Zuſtimmung). Jmmer alle Schuld auf die Re-gierung ſhichtn und von ihr allein Hilfe zu verlangen,
iſt ein durchaus verfehltes Beginnen. Auch die Jnter-
eſſenten ſollten das Jhrige thun. Die Landwirthſchaft krankt
jetzt vor allem daran, daß ſie zu viel Doktoren hat. Einer
dieſer Doktoren iſt Herr Franz. Das Lob, welches der
Miniſter ihm ſpendete, war ſehr relativ. Dieſe Broſchüre
enthält in der That manches Beachtenswerthe, nur iſt das
Gute darin nicht nen und das Neue nicht gut. Die vorgeſchlagenen
Mittel, um der Konkurrenz des Auslandes durch billige Maſſen
produktion zu begegnen, ſind ſehr koſtſpielig. Außerdem würden
durch billige Maſſenproduktion die Preiſe noch mehr gedrückt wer
den wie jetzt. (Zuſtimmung.) Das Hauptübel iſt jedoch die wach-
ſende Verſchuldung. Jn Weſtfalen ſind die ländlichen Hypotheken
ſtets geſtiegen. Die Zunahme der Verſchuldung und das gleich
zeitige Sinken der Ertragsfähigkeit von Grund und Boden muß
ſchließlich zum Rnin des Grundbeſitzes führen. Dadurch wer-
den aber auch andere Stände in Mitleidenſchaft gezogen
und eigentlich ſollten wir uns daher alle die Hand reichen, um
hiergegen etwas zu thun. (Sehr richtig)) Die von der Verſamm-
lung der Steuer und Wirthſchaftsreformer vorgeſchlagenen Re
formen ſind meiner Anſicht nach undurchführbar. Hilfe im Kleinen
iſt hier viel mehr am Platze. Vor Allem muß ein wirthſchaftlich
ſtarker Bauernſtand erhalten werden. Der Großgrundbeſitz könnte
ſich einen guten Arbeiterſtamm ſchaffen dadurch, daß er den Ar
beitern kleinere Beſitzantheile gäbe. Dies dürfte am beſten im
Oſten der Monarchie ſtattfinden können, während für den
Weſten fakultative Maßregeln gegen die immer mehr überhand
nehmende Zerſtückelung des Grundbeſitzes ſich em fehlen.
Neben der Höhe der Verſchuldung kommt beſonders in Betracht
die Höhe des Zinsfußes. Da könnten am beſten die Landſchaften
helfen, um dieſen Zinsfuß niedriger zu geſtalten. Damit müßte
Hand in Hand gehen die Sorge für allmälige Amortiſation der
Schuld. Ein Hanpterforderniß iſt die Vermehrung billiger Kredit
gelegenheiten. Die Spar und Darlehnskaſſen nach Raiffeiſenſchem
Syſtem haben in dieſer Beziehung ſchon recht Tüchtipes geleiſtet.
Jm Allgemeinen bemerke ich, daß ich allerdings eine Erhöhung der
Schutzzölle für wünſchenswerth halte. (Beifall rechts.) Auch im
Tarifweſen könnte manches zu Gunſten der Landwirthſchaft ge-
ändert werden. Daneben empfiehlt ſich beſonnene Belehrung der
ackerbauenden Bevölkerung. Man müßte da die Leute beſonders
darauf hinweiſen, daß ſie den Boden wieder aufforſten, der eigent
lich gar kein Ackerland iſt. Schließlich aber möchte
ich den Landwirthen auch eine heilſame Sparſamkeit empfehlen,
namentlich den Grundbeſitzern, die ihre Söhne mit Vorliebe Offiziere
werden laſſen. Größere Sparſamkeit ſeitens dieſer Söhne liegt
auch im Jntereſſe der Armee ſelbſt, weil ſonſt viele Elemente, die
eine Zierde des Offizierſtandes ſein würden, vom Eintritt in die
Armee abgehalten werden. (Beifall.) Auch könnte es vielen Bauern
ſöhnen gar nichts ſchaden, wenn ſie drei Jahre dienten, ſtatt daß
ſie ſich jetzt das einj ährige Zeugniß durch irgend welche künſtliche
Mittel verſchaffen und das Jahr über 1000 1200 Thaler durch
bringen. (Beifall.) Jch bitte Sie, ſchützen Sie den Grundbeſitz,
das Fundament der ſozialen Zuſtände und der Monarchie. (Leb-
hafter Beifall.)

Abg. Dr. Wehr (Konitz, ul.): Jch wundere mich darüber, daß
der Miniſter für Land wirthſchaft die amtlichen Berichte über die
Lage der Landwirthſchaft nicht mehr zur Verbreitung bringt. Viel
leicht hat er ſich überzeugt, daß dieſe Berichte zu viel Schön
färberei enthielten. Jm übrigen empfehle ich dem Hauſe dieſen
Geſetzentwurf abzulehnen Derſelbe enthält nicht das richtige Mittel,
um dem allgemeinen Nothſtand abzuhelfen. Nun liegt aber aner
kanntermaßen ein allgemeiner Nothſtand vor und nicht blos ein
beſonderer für die Rheinprovinz.

Das Haus vertagt die weitere Berathung.
Nächſte Sitzung Donnerſtag 12 Uhr. (Fortſetzung der heute

abgebrochenen Debatte; Petitionen.)
Schluß 3h Uhr.

Herrenhaus.
12. Sitzung vom 27. April.

1 Uhr. Am Miniſtertiſche: von Puttkamer, Dr. Friedberg u. A
Vom Miniſter des Jnnern iſt die Mittheilung eingegangen,

daß Bürgermeiſter Tamps (Stralſund) auf Lebensdauer in das
Herrenhaus berufen iſt.

Erſter Gegenſtand der Tagesordnung iſt die Berathung der
Kreisordnung für die Rheinprovinz, ſoweit die Beſchlüſſe
des Herrenhauſes im Abgeordnetenhauſe verändert worden ſind.

Jm 8 24, welcher von der Ernennung der Bürgermeiſter der
Landbürgermeiſtereien handelt, beſtimmt die Vorlage in der Faſſung
des Abgeordnetenhauſes, daß das Amt zunächſt denjenigen über-
tragen werden ſoll, welche daſſelbe als ein unentgeltlich zu rerwal-
tendes Ehrenamt zu übernehmen „in der Lage“ ſind. Die Kom.
miſſion des Herrenhauſes beantragt, ſtatt der Worte „in der Lage“
zu ſetzen „bereit“.

8 25 enthält die Beſtimmungen über die Verpflichtung zur
Uebernahme von unbeſoldeten Aemtern in den Landgemeinden und
Landbürgermeiſtereien. Die Kommiſſion beantragt die Streichung
der Beſtimmung, daß für das Amt des Ehrenbürgermeiſters als
ein genügender Ablehnungsgrund auch die Größe des Geſchäfte-
umfanges anzuerkennen iſt, wenn derſelbe nach Ermeſſen des Kreis-
ausſchuſſes die an ein Ehrenamt zu ſtellenden Anſpruche überfteigt.

Ferner beantragt die Kommiſſion, den Beſtimmungen, welche
ſich auf die Maßregeln gegen diejenigen beziehen, welche ſich weigern,
ein unentgeltliches Amt zu übernehmen, oder ihren Verpflichtungen
nicht nachkommen, hinzuzufügen, daß dieſe Beſtimmungen für
das Amt der Ehrenbürgermeiſter nicht gelten ſollen.

Dietze und Lindenan beantragen, die Vorlage in der Faſſung
des Abgeordnetenhauſes anzunehmen.

Miniſter des Jnnern von Puttkamer: Zwiſchen den Be
ſchlüſſen des Abgeordnetenhauſes und deuen der Kommiſſion des
Herrenhaufes beſteht nur noch eine einzige Meinungsverſchiedenheit,
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die allerdings, theoretiſch vetrachtet, nicht unweſentlich prinzipieller auch nicht in Afrika geweſen, aberdas wiſſen wir doch beide, die wir
Ratur iſt. Die Regierung war der Meinung, daß man über ein
Amt, wie das des Ehrenbürgermeiſters, welches die ganze Kraft
eines Mannes in Anſpruch nimmt, nicht noch Zwangsbeſtimmungen
eſſen könne. Es iſt aber nicht gelungen, dieſe Anſicht dem
lbgeordnetenhauſe gegenüber zur Geltung zu bringen. Der Stand-

punkt der Kommiſſion des Herrenhauſes iſt nun jedenfalls der
prinzipiell richtige, aus praktiſchen und politiſchen Gründen aber
möchte ich doch dem Hauſe empfehlen, die Vorlage wegen der
einzigen Meinungsverſchiedenheit nicht in die Gefahr zu bringen,
daß ſie jetzt nicht zu Stande kommt. Durch die Faſſung des Abge-
ordnetenhauſes iſt ja auch die Zwangsbeſtimmung thatſächlich
praktiſch aufgehoben. Jm Ganzen hat ſich eine erfreuliche Ueber
einſtimmung zwiſchen beiden Häuſern ergeben, ſo daß es ſehr zu
bedauern wäre, wenn hier kein Ausgleich zu Stande käme. Jch
bitte Sie daher, dem Entwurf in der Faſſung des Abgeordneten-
hanufes zuzuſtimmen.

Graf Brühl iſt der Anſicht, daß das Ehrenamt aufhöre,
wenn zur Annahme deſſelben Strafen angewendet würden. Mit
Rückſicht um das Anſehen des Hauſes bitte er, an dem prinzipiellen
Standpunkte feſtzuhalten und die Faſſung des Abgeordnetenhauſes
abzulehnen ſtellte ſich das letztere den Beſchlüſſen des Herren
hauſes entgegegen, ſo würde es auch weiter nicht ſchaden, wenn die
Rheinprovinz noch ein Jahr auf die Vorlage verzichten müſſe.

Oberbürgermeiſter Dietze würde es ſehr bedauern, wenn der
Rheinprovinz die Wohlthaten des Geſetzes noch länger vorenthalten
blieben und bittet mit Rückſicht auf den Standpunkt des Abgeord
netenhauſes um unveränderte Annahme der Vorlage.

Miniſter v. Puttkamer tritt den Ausführungen des Grafen
Brühl entgegen und betont die Wichtigkeit der Vorlage für die
Rheinprovinz, welche in der That ſehr nothwendig ſei.

Jn namentlicher Abſtimmung werden ſodann die Anträge der
Kommiſſion mit 51 gegen 29 Stimmen abgelehnt und die
Kreisordnung in der Faſſung des Abgeordnetenhauſes
angenommen.Die Denkſchrift über die Ausführung des Geſetzes, betreffend
die Bewilligung von Staatsmitteln zur Beſeitigung der im unteren
Weichſelgebiete durch die Frühjahrshochfluthen herbeigeführten Ver
heerungen wird ohne Debatte für erledigt erklärt.

Ueber die Petition des Archidiakonus Dr. Gerlach, Paſtor
der Landgemeinde Forſt in der Lauſitz, für ihn die Gewährung
einer Entſchädigung für Stolgebührenausfälle zu erwirken, geht das
Haus mit Rückſicht darauf, daß der Jnſtanzeunzug noch nicht er-
ſchöpft iſt, zur Tagesordnung über.

Durch Uebergäng zur Tagesordnung werden ſodann noch ohne
Debatte erledigt die Petition des emer. Lehrers Deltzer in Elbing
um Abänderung des 8 26 des Lehrerpenſionsgeſetzes vom 6. Juli
1885; die Petition des Rentners Dietze in Ober ittgendorf, eut-
haltend eine Beſchwerde über zu hohe Stenerveranlagung; die
Petition des Erhebungskontroleurs Haan zu Altona um Gewäh-
rung einer Entſchädigung für die in Folge Anuexion Schleswig-
Holſteins ſeiner Tochter entzogene Hauptkollektur der däniſchen

taatslotterie.
Nächſte Sitzung: Donnerſtag 1 Uhr. GBerufsgenoſſen

ſchaften für land wirthſchaftliche Arbeiter; kleinere Vorlagen.)
Schluß 3h Uhr.

Deutſcher Reichstag.
22. Sitzung vom 27. Apri

2 Uhr. Am Bundesrathstiſch: von Boetticher, Dr. v. Goßler

Erſter Gegenſtand der Tagesordnung iſt die zweite Berathung
des Geſetzentwurfs betr. die Errichtung eines Seminars für
orientaliſche Sprachen.

Die Budgetkommiſſion, welcher der Geſetzentwurf zur Vor
berathung überwieſen war, beantragt durch den Abg. Dr. Ham-
macher unveränderte Annahme der Vorlage namentlich in Rück
ſicht auf den auswärtigen Dieuſt. Die Ansgaben für Dolmetſcher
betragen gegenwärtig 300 000 Mark und außerdem unterhält die
Regiernng noch eine Anzahl von Dolmetſcher Eleven, welche im
Auslande die Sprache lernen und doch keinen effektiven Nutzen
leiſten. Dieſer Zweck läßt ſich im Jnlande durch Konzentrirung
der Kräfte viel beſſer erreichen und leicht erkenntlich eine Erſparniß
von mindeſtens 20—30 000 Mark erzielen. Eine Gefahr
des Monopols, weil dieſe Anſtalt gerade in Berlin angelegt wird,
kann die Kommiſſion nicht anerkennen, da die Ziele des Seminars

anz andere ſind, als ſie die Gelehrtenſtühle der Univerſität ver-
olgen. Außerdem hat der Regierungskommiſſar in der Vor

berathung erklärt, daß auch junge Leute, welche auf andere Weiſe
die Sprachkenntniſſe erlaugt haben ihre Qualifikation zum
Dolmetſcherdienſt erweiſen können.

Abg. Grad (Elſäſſer) bittet, das praktiſche handelspolitiſche
und merkantille Jntereſſe in den Vordergrund zu ſtellen und in
Folge deſſen den Lehrplan zu erweitern. Die 6 Sprachen, türkiſch,
arabiſch, perſiſch, indiſch, japaniſch, chineſiſch, ſeien allerdings dieweſentlichen, aber er veruitſe die ſehr wichtigen Jdiome des Armeni-

ſchen und Malayiſchen, das doch in Polyneſien eine ſehr bedeutende
Rolle ſpielt. Redner empfiehlt zu dieſem Zweck den Lehrplan der
Ecole des sciences orientales.

Abg. Dr. Virchow: Ich erachte es doch für angethan, davor
u warnen, all zu weitgehende Erwartungen und Hoffnungen an
ieſes e zu knüpfen. Namentlich ſollte man doch nicht glauben,

durch die Erlernung der ſogenannten BantuSprache irgend etwas
zu erreichen. Die Sache mit der BantuSprache iſt einer der
größeſten Humbugs, die ich kennen gelernt habe; es iſt ebenſo, als
wenn man ſagen wollte, es ſoll ein Lehrſtuhl für Ariſch errichtet
werden. Es iſt einfach unmöglich; es giebt eine ganze Maſſe von
BantuStämmen, welche ſich unkereinander gar nicht verſtehen,
eine Bantu Sprache exiſtirt gar nicht, ſie müßte eigens
erſt für das deutſche Oſtafrika hergerichtet werden, wenn
das Seminar ſie lehren ſollte. Die Hauptſache iſt und
bleibt doch der praktiſche Dienſt; ich erwähne dies na-
mentlich deshalb, weil in Deutſchland eine große Gefahr darin be
ſteht, daß wir allzu ſehr geneigt ſind, auf den Urgrund der Sache
zurückzugehen und die Sprachen in den älteſten Erſcheinungsformen
u verfolgen, infolge deſſen alſo das weſentlich Praktiſche zu überſehen Jm praktiſchen Leben iſt doch z. B. Sanfkrit nicht zu

branchen, wenn es auch als ſymptomatiſch gekannt werden muß vom
wiſſenſchaftlichen Standpunkt aus. Es liegt alſo die Gefahr vor,
daß dieſes Seminar eine Gelehrtenſchnle wird. Es dürfen Fälle
nicht vorkommen, wie ſeiner Zeit, als der Schah von Perſien
nach Paris kam und von einem Kenner des Prerſiſchen
derartig angeredet wurde, daß er ihn nicht verſtand. Heiterkeit.
Worauf es hier ankommt, das ſind die Sprachen, wie ſie wirkli
gebraucht werden. Jch möchte die Herren davor warnen, eine
große Organiſation mit gelehrten Profeſſoren zu ſchaffen. Jm
Üebrigen, meine ich, ſollen wir nicht zu ängſtlich ſein, weil es ſich
hier um Dinge handelt, mit denen erſt ein Verſuch zu machen iſt
und wo die neuen Formen erſt zu finden ſind. Die Hauptſache iſt
und bleibt, für die Wirklichkeit praktiſch die Aufgabe zu löſen.

Kultusminiſter Dr. von Goßler: Wenn der Herr Vorredner
die Vorlage näher geprüft hätte, ſo würde er gefunden haben, daß
die theoretiſchen Bedenken, welche er geltend macht, gar nicht be
ſtehen. Es iſt niemals daran gedacht worden, das orientaliſche
Seminar zu einer Gelehrtenſchnle zu machen wo die älteſten
Fdiome gelehrt werden ſollen. Von Anfang an iſt das Bedürfniß
des praktiſchen Lebens in den Vordergrund geſtellt worden.
Es iſt mit geſperrten Lettern gedruckt, daß die lebenden
Sprachen gelehrt werden follen, und wir haben niemals
daran gedacht, die Profeſſoren der Univerſität, welche gelehrten
Forſchungen nachgehen, zu Trägern dieſer Aufgabe zu machen. Alſo,
was alles der Herr Vorredner von guten Rathſchlägen uns auf den
Wegs gegeben hat, das iſt ſchon beabſichtigt. Wir wiſſen auch ſehr
wohl, daß viele Dialekte im Arabiſchen, Jndiſchen u. ſ. w. beſtehen,
aber wir wiſſen ebenſo, daß, wer hindoſtaniſch verſteht, wohl im

Stande iſt, die anderen Dialekte zu beherrſchen, und
wer hvcharabiſch verſteht, iſt ebenſo im Stande, die
anderen Dialekte leicht kennen zu lernen. Wir haben
ja auch in der deutſchen Sprache eine Form des Hochdeutſchen,
welche der Sprachſchatz für ganz Dentſchland ausmacht und die
Möglichkeit gewährt, ſich in jedes dentſche Jdiom hineinzuverfetzen.
Was die Bantuſprache betrifft, ſo bin ich ja, wie der Herr Vor-
redner, in der glücklichen Lage, kein Wort davon zu verſtehen, bin

uns mit der Sache beſchäftigt haben, daß in dem Bantudialekt eine
Sprache gegeben iſt, welche Livingſtone und Andere die Möglichkeit
gegeben hat, ſich auf ihren Reiſen mit den Völkern Jnnerafrikas zu
verſtändigen. Es ſind alſo rein praktiſche Ziele, welche wir uns
geſetzt haben. Daß von der Verfolgung dieſer praktiſchen Ziele auch
wiſſenſchaftliche Vortheile reſultiren, dafür wird unſer deutſcher Geiſt
ſchon Sorge tragen. (Beifall.)

Abg. Dr. Bamberger: Jch fühle mich doch veranlaßt, zu be
tonen, daß, wie es nach den Worten des Abg. Grad wohl der Fall
ſein könnte, große wirthſchaftliche Hoffnungen an die Thätigkeit
dieſes orientaliſchen Seminars nicht geknüpft werden können, Hoff
nungen, als müßte ſich nun mit einem Male der Export in un-
geahnter Weiſe heben. Der ſprechendſte Beweis iſt ja doch, daß
wir, die wir doch eben noch kein Seminar für orientaliſche Sprachen
eben die Franzoſen faſt an allen Orten in Afrika geſchlagen

aben.
Abg. Dr. Virchow legt dagegen Verwahrung ein, als hätte er

der Einrichtung ſelbſt irgend welche Hinderniſſe bereiten wollen
ihm ſei allein daran gelegen, zu verhüten, daß aus dem Seminar
eine gelehrte Akademie werde.

Hierauf wird die Diskuſſton geſchloſſen und das Geſetz in
zweiter Leſung unverändert angenommen.

Es folgen Wahlprüfungen.
Die Wahl des Abg. Delius (3. Minden) wird nach dem An-

I Wahlprüfungs Kommiſſion ohne Debatte für gültig
erklärt.

Bezüglich der Wahl des Abg. Richter (4. Arnsberg) beantragt
die Kommiſſion

ſege Die Beſchlußfaſſung über die Gültigkeit der Wahl aus-
zuſetzen;

2) den Herrn Reichskanzler zu erſuchen, die Verfügung der
königlichen Regierung zu Arnsberg vom 27. Januar d. J., die
dagegen eingelegte Beſchwerde und den Beſcheid des Herrn
Miniſters vom 18. Februar d. J., betreffend das Verbot des
Arbeiter-Wahl-Comiteés im Kreiſe Hagen, einzufordern und die
Akten an den Reichstag zurückgelangen zu laſſen.

Referent Abg. von Köller: Jm Wahlkreiſe 4. Arnsberg hat
der Abg. Richter eine Majorität von 358 Stimmen erhalten. Es
iſt gegen dieſe Wahl ein Proteſt eingelaufen. Von den Be-
hauptungen wurden von der Kommiſſion zwei für unerheblich, eine
dritte für erheblich erachtet. Es handelt ſich bei den erſten beiden
um augeblich unberechtigte Verbote von Wahlverſammlungen. Jn
mehreren früheren Fällen hat der Reichstag auf Grund ſolcher Ver-
ſammlungsverbote die Wahlen kaſſirt. Diesmal hat die Kommiſſion, ent
ſprechend den Anſchauungen der früheren Minorität, davon Abſtand ge
nommen, wegen eines Verſammlungsverbots die Kaſſation zu be
anſpruchen. Bei der dritten Behauptung handelt es ſich um ein,
nachträglich vom Miniſterium auf eine Beſchwerde aufgehobenes
Verbot eines Arbeiter-Wahl-Comités. Da der Abg. Richter eine
nur geringe Majorität erhalten hat und es möglich iſt, daß, wie
behauptet wird, dieſes Verbot die Wahl beeinflußt hat, ſo bean-
tragt die Kommiſſion, die Beſchlußfaſſung über die Gültigkeit der
Wahl auszuſetzen und über jenes Verbot die Akten einzufordern.

Abg. Singer (Sozialdem.): Jch bitte den Antrag der Kom-
miſſion auszudehnen, und auch die Akten über die Verbote der
Wahlverſammlungen einzufordern. Wir müffen bier entſchieden
dagegen auftreten, daß die bisherige Gepflogenheit des Reichstages,
bei Verboten von Wahlverſammlungen die Wahlen zu kaſſiren, jetzt
beſeitigt werden ſoll. Hier zeigt es ſich zum erſten Mal, daß es
ſich bei den letzten Wablen nicht blos um das Septennat, ſondern
um wichtige politiſche Fragen handelt. Es kommt nicht darauf an,
was bei den Erhebungen herauskommt, ob die Wahl des Abgeordneten
Richter gültig bleibt oder nicht. Aber darum handelt es ſich, daß
nicht einer großen Partei, der ſozialdemokratiſchen, die Abhaltung von
Wahlverſammlungen unmöglich gemacht werde, daß nicht eins der
wichtigſten Rechte des Volkes aufgehoben werden ſoll. Darum be-
antrage ich, die Erhebungen auf die Verbote der Wahlverſammlungen
auszudehnen, und bitte im übrigen um Annahme des Antrags der
Kommiſſion.

Abg. Klemm (konſ.): Wenn eine Wahlverfammlung zu Un-
recht verboten wird, ſo mag Remedur geſchaffen werden. Aber es
liegt für uns kein Grund vor, deshalb eine Wahl zu kaſſiren.
Deun wir haben nicht den mindeſten Anhalt dafür, wie die Ab-
haltung der Verſammlung eigentlich auf die Wahl eingewirkt hätte,
welche Perſonen auch nur in die Verſammlung gekommen wären.
Nach meiner Anſicht iſt es allerdings geſetzlich nicht richtig, eine Ver
ſammlung deshalb zu verbieten, weil man weiß, daß ein Sozial-
demokrat in derſelben ſprechen wird. Aber darum braucht man
eben noch nicht wegen eines ſolchen Verbotes die Wahl zu kaſſiren.
Jch ſage das nicht, weil es ſich um einen Sozialdemokraten han-
delt, ich würde ganz ebenſo ſprechen, wenn ein Konſervativer in
Frage ſtände. Jch bitte alſo den Antrag Singer abzulehnen.

Abg. Spahn (Centr.): Jch kann dem Antrage Singer nur
beitreten. Es iſt Sache desjenigen, der hier als Abgeordneter ſitzen
will, nachzuweiſen, daß er wirklich rechtmäßig gewählt iſt. Es hanu-
delt ſich hier um eine Wahl, die unter einer ſehr kleinen Majorität
erfolgt iſt. Nun wiſſen wir allerdings nicht, wie das Verbot der
Verſammlung auf die Wahl eingewirkt hat, aber eben darum
müſſen wir dem Antrage Singer zuſtimmen. Es kommt noch dazu,
daß dies das einzige Mittel iſt, durch welches wir ein derartiges
ungeſetzliches Vorgehen der Bebörden rektifiziren können.

Abg. Dr. Miquel (nat.lib.): Wenn es richtig wäre, daß
jede Ungeſetzlichkeit, wenn ſie nur auf das Reſultat der Wahl
einen Einfluß haben kann, zur Kafſirung der Wahl führen müſſe,
ſo hätte der Vorredner konkludiren müſſen, daß unter allen Um
ſtänden, wenn eine Geſetzwidrigkeit vorliegt, wir nicht erſt darüber
zu entſcheiden haben, ob die Wabl aufrecht zu erhalten iſt, ſondern
ſie ohne Weiteres für ungiltig erklären müſſen. Jch bin nun mit dem
Abg. Singer ganz einverſtanden: ich halte das Verbot ſozialdemokra-
tiſcher Wahlcomiteés blos weil ſie ſozialdemokratiſch ſind, für geſetzwidrig;
ich halte das Auflöſen von Wahlverſammlungen, blos weil Sozialdemokraten darin ſind, für unzuläſſig; ich bin der Meinung, daß
das Sozialiſtengeſetz vor allem bei Wahlen ſtreng interpretirt wer
den muß; ja, ich gehe noch weiter, ich ſage: alle Handlungen von
Sozialiſten, die ſich auf Wahlen beziehen und Wahlen bezwecken,
haben von vornherein die Vermuthung für ſich, daß ſie nicht den
Umſturz der beſtehenden Rechtsordnung wollen ſondern
innerhalb der beſtehenden Staatsordnung mitwirken wollen
an der legalen Fortführung der Staatsangelegenheiten.
Das iſt meine Anſicht und ſicherlich auch die der Ktitep Mehrheit
des Reichstags. Der Reichstag muß auch alle Mittel dahin gel-
tend machen, daß die Behörden ſtrenger angehalten werden, mit
völliger Unparteilichkeit die Vorſchriften bezüglich der Wahlen
zu handhaben und auch nur den Schein zu vermeiden,
als ob ſie das Sozialiſtengeſetz benutzen wollten, um in
ihrem Sinne auf das Reſultat der Wahlen einzuwirken.
Aber ich kann daraus nicht konkludiren, daß, wenn
in Bezug auf eine Wahl irgend eine geſetzwidrige Handlung vor-gekommen iſt, nun die Wahl von ſelbſt hinfällig iſt. Es iſt hier

immer die Sache ſo angeſehen worden, daß materiell in vollſtändig
unparteilicher Weiſe geprüft werden ſoll, ob dieſe Handlung, ein
Verbot oder Gebot, nach vernünftigem Ermeſſen unter Erwägung
aller Umſtände auf das Reſultat der Wahl einwirkte.

Jch kann mir nun wohl denken, daß wir zu der Ueberzeugung
kommen, daß das Verbot einer Verſammlung für den Ausfall der
Wahl von Einfluß geweſen iſt, dann kaſſiren wir die Wahl; ich
kann mir aber auch denken, daß die Verſammlung gar nicht auf
die Wahl erheblich einwirken konnte, daun geht man darüber hinweg.
Jch kann mir wohl vorſtellen, daß das Verbot einer Organiſation
zur Einwirkung auf die Wahlen z. B. durch Bildung von Wahl
comitéès eine ſolche Bedeutung gewinnen kann, daß es eine be-
ſtimmte Wahl verhindert dann iſt die Wahl zu kaſſiren; würde
ich mich nicht davon überzengen, weil z. B. nur eine geringe
ſozialdemokratiſche Minorität vorhanden iſt, während der andere
eine große Majorität beſitzt, ſo kann man darüber hinweggehen.
Jch komme alſo auf den alten Grundſatz, den alle Mehrheiten des
Reichstages bisher immer feſtgehalten haben daß ungeſetzliche
Handlungen als ſolche noch nicht eine Wahl ungiltig machen, ſon
dern daß nach Gelegenheit des einzelnen Falls reiflich geprüft
werden muß, welche Wirkung ſie vermuthlich auf das Geſammt-
reſultat und auf die Wahlfreiheit gehabt haben. Jm Uebrigen
ſtimme ich den Vorrednern vollſtändig bei, daß alle Par
teien zu allen Zeiten das gleiche Jntereſſe haben, mit voller Ent

War für I Aufrechterhaltung der Wahlfreiheit nach allen
en hin einzutreten.ich l Sanmbach (dfr.): Jch bin ebenfalls in der Lage, für

den Antrag Singer eintreten zu können. Der Anficht, daß ein
betr. Verbot ſchlechthin genügt die Wahl zu kaſſiren, wie es der
Abgeordnete Singer meinte, kann ich mich nicht anſchließen. Es
kommt darauf an, ob ſolch ein Verbot irgend welchen
erheblichen Einfluß auf das Wahlergebniß geübt hat
oder nicht. Daß eine Wahl für ungültig zu erklären ſei, weil eine
Wahlverſammlung darum, daß ein bekannter Sozialdemokrat darin
ſprechen wollte, als ungeſetzlich verboten worden iſt, dieſe Auf
faſſung theile ich nicht. Jch verweiſe hier nur auf die Erklärungen
des Miniſters des Jnnern, der für Berlin ausgeſprochen hat, daß
er jede Wahlverſammlung verbieten würde in der Bebel ſprechen
würde. Folglich meine ich, kann auch nicht jedes derartige Verbot
als Grund gelten, eine Wahl zu kaſſiren.

Abg. Dr. Boeckel (Antiſemit): Wenn ich auch kein wo
der Sozialdemokraten bin, ſo hätte man meiner Anſicht nach nicht
ſo viele ihrer Verſammlungen verbieten ſollen. Dadurch hat man
ihnen nur Anhänger verſchafft. Hätte man ſie reden lafſſen, ſo
hätten ſie ſicher an Stimmen verloren. Jch bitte daher, treten
Sie dem Grundſatze nicht bei, daß ein ſolches Verbot die Wahl
annullirt.Abg. Singer (Sozialdem.): Meiner Anſicht nach wirken ſolche
Verſammlungsverbote ſo einſchüchternd auf die Arbeiter, daß ſie
als Wahlbeeinfluſſungen ſchlimmſter Art gelten müſſen. Daher ſind
dieſelben für das Wahlergebniß durchaus nicht als irrelevant zu
betrachten. Jch bitte Sie daher, im Intereſſe der bedrohten Wahl
freiheit um Annahme meines Antrags.

Abg. Kräcker (Sozialdem.): Herr Miquel hat die Konſequenzen
ſeiner Ausführungen nicht gezogen, denn ſonſt hätte er zugeben
müſſen, daß bei den Parteiverhältniſſen in dieſem Wahlkreiſe die
betreffenden Verſammlungsverbote wohl von Einfluß auf das
Wahlreſultat geweſen ſind.

Abg. v. Reinbaben (Reichspartei)) Nur, wenn die betr.
Verbote von Einfluß auf das Wahlergebniß geweſen ſind, kann
deshalb eine Wahl kaſſirt werden. Es fehlt nun aber an jedem
Maßſtab, um zu beurtheilen, ob das der Fall iſt oder nicht. Aller
dings gebe ich zu, daß es Fälle geben kann, wo durch oftmaliges
Verbot von Verſammlnngen die freie Geltendmachung des Stand-
punktes der betr. Partei geradezu unmöglich gema t wird. Da
dies aber hier nicht der Fall iſt, ſo bitte ich Sie, dieſe Wahl nicht
zu annulliren.

Abg. Rickert (dfr.) erklärt es für das einfachſte, wenn der
Reichstag in einer Reſolution die verbündeten Regierungen auf-
fordert, den Polizeiorganen andere Jnſtruktionen in Bezug auf
die Handhabung der Verſammlungsverbote zu ertheilen.

Abg. Dr. Miquel: Es freut mich außerordentlich, wenn alle
Parteien im Prinzip in dieſer Frage einig ſind. Als Konſequen
aus dieſer Einigkeit im Prinzip leite ich auch den Satz her, da
das Verbot einer Wahlverſammlung an ſich nur dann zur Annullirung
einer Wahl führen kann, wenn es wirklich von Einfluß auf das
Wahlergebniß geweſen iſt. Wenn die Kommiſſion uns klar gemacht
hätte oder uns klar machen könnte, daß das betreffende Faktum
unter allen Umſtänden relevant iſt, dann könnten wir nicht
darüber hinweggehen. Hat aber die Kommiſſion dieſe
ganze Frage nicht geprüft, iſt ſie der Meng ge
weſen, daß unter keinen Umſtänden die Auflöſ uneiner Verſammlung Einwirkung auf das Wahlergebniß
haben kann, dann würde ich ihr entgegentreten. Die Kommiſſion
hat erſt dieſe Frage zu prüfen und uns darüber ihre Entſcheidung
mitzutheilen und dann erſt wird der Reichstag entſcheiden, ob das
Faktum, wenn es wahr iſt, für das Ergebniß der Wahl relevant
iſt. Sollte die Kommiſſion dieſe Prüfung nicht vorgenommen haben,
ſo würde nichts anderes am Platze ſein, als die Sache noch einmal
zu einer Prüfung in dieſelbe zurückzuverweiſen.

Abg. v. Köller ſtellt feſt, daß im vorliegenden Fall, ſelbſt
wenn Verſammlungen ungefetzlicher Weiſe verboten worden ſeien,
dies auf das Reſultat der Wahl keinen Einfluß gehabt hat.

Der Kommiſſionsantrag wird angenommen, der An-
trag Singer abgelehnt; für letzteren ſtimmen der größte Theil
des Centrums, die Deutſchfreiſinnigen und die Sozialdemokraten.

Bezüglich der Wahl des Abg. Gottburgſen (2. Schleswig
Holſtein) beantragt die Kommiſſion, dieſelbe für gültig zu erklären,
und den Reichskanzler zu erſuchen, den aus Fleusburg einge
gangenen Wahlproteſt bezüglich einiger Vorgänge bei der Wahl der
preußiſchen Regierung abſchriftlich zur Kenntnißnahme mitzutheilen.

Das Haus beſchließt nach dem Antrage der Kommiſſion.
Die Wahlen der Abgg. Dr. Witte (2. SachſenMeiningen),

Pfähler (5. Trier), Fürſten Radziwill (10. Poſen), werden
debattelos für gültig erklärt.

Die Wahl des Abg. Feuſtel (2. Oberfranken) beantragt die
Kommiſſion für gültig zu erklären.

Jn der Debatte, au welcher ſich der bairiſche Bevollmächtigte
Geheimrath Landmann und die Abgg. v. Köller, Grillen-
berger und Singer betheiligen, erhält der Abg. Grillenberger
einen Ordnungsruf wegen der Aeußerung, daß es unehrenhaft ſei,
ein Reichtagsmandat auzunehmen, das durch ſo erbärmliche Mittel
und Schwindeleien zu Stande gekommen ſei, wie es in dieſem
Wahlkreis geſchehen ſei.

Das Haus beſchließt nach dem Antrage der Kommiſſion.
Die Wahl des Abg. Dr. Delbrück (1. Stralſund) beantragt die

Kommiſſion für s zu erklären und die Eingabe des Vorſtan
des des liberalen Wahlvereins des Wahlkreiſes Stralſund Franz-
burg und Rügen dem Reichskanzler mit dem Antrage zu überweiſen,
das Erforderliche gegen den Schuldigen zu veranlaſſen.Das Haus beſhließt demgemäß.

Zu Ehren des verſtorbenen Mitgliedes Abg. Frhrn. von
Aretin erheben ſich die Mitglieder von ihren Sitzen.

Da für die nächſten Tage Berathungsmaterial
nicht vorhanden iſt, wird die nächſte Sitzung auf Donnerſtag,
5. Mai, 2 Uhr angeſetzt und der Präſident ermächtigt, außer den
dritten Leſungen der Geſetzentwürfe betr. das orientaliſche Seminar
und den Servistarif etwaige andere von den Kommiſſionen erledigte
Gegenſtände auf die Tagesordnung zu ſetzen.

Schluß nach 54 Uhr.

Verlag der Aktiengeſellſchaft Halliſche Zeitung.

wichti

es an
breite
ſtellen

Zwecd

Ausn
juſtiz

J

gegen

Vorl
M.
28. A
burge

niß s

Poliz
Mair
von
die V
und


	Hallische Zeitung : Hallischer Courier
	Jahr
	Monat
	Tag
	Nummer 99.
	[Seite 1]
	[Seite 2]
	[Seite 3]
	[Seite 4]
	Beilage
	[Seite 5]
	[Seite 6]







